
Inhaltsverzeichnis 

Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 

Rheine Statistik 

Allgemeine Informationen 
Vorbericht 
Strategische Steuerung im Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) 
Rahmenleitlinie ,,Organisation Rechnungswesen" 
Rahmenleitlinie ,,Ausführung des Haushaltsplans" 
Positionen des Ergebnisplans 
Gesamt-Plan 2007- Ergebnisplan 
Gesamt-Plan 2007- Finanzplan 
Gesamtergebnisplan 2007 im Überblick 

Produktseiten der Fachbereiche 
Sonderbereich 0 - Politische Gremien und Verwaltungcfhhrung 
Fachbereich 1 - Bildung, Kultur und Sport 
Fachbereich 2 - Jugend, Familie und Sozrales 
Fachbereich 3 - Recht und Ordnung 
Fachbereich 4 - Finanzen 
Fachbereich 5 - Planen und Bauen 
Fachbereich 6 - Technische Betriebe 
Fachbereich 7 - Interner Service 
Fachbereich 8 - Wohn- und Grundstücksrnanagement 
Sonderbereich 9 - Zentrale Finanzleictungen 

Stellen plan 

Übersicht über 
den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten 
die aus Verpflichtungcermächtig ungen voraussichtlich 
fällig werdenden Ausgaben 
die Zuwendungen an die Fraktionen, 



Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Rheine für das Haushaltsjahr 2007 

Aufgrund der 55 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) ,  zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), wird hiermit: der Entwurf der Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2007 auf- und festgestellt: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2007, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Stadt Rheine voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie ein- 
gehende Einzahlungen und zu leistende Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser- 
mächtigungen enthält, wird 

irn Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 

irn Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätig keit auf 127.548.199 C 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig keit auf 127.312.437 € 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungctätigkeit auf 12.315.531 C 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 15.890.037 € 

festgesetzt. 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 

festgesetzt. 

Der Gesamtbetrag der Verpfiichtungserrnächtigungen, der zur Leistung von Investitionsaus- 
zahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

festgesetzt. 

§ 4 

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplanes wird auf 

7.1 15.410 € 

und die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplanes wird auf 

3,484,966 € 

festgesetzt. 



Der Hdchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 

20.000.000 € 
festgesetzt. 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2007 wie folgt festge- 
setzt: 

1. Grundsteuer 
I ,  1 für die land- und forctwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf 

1.2 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf 

2. Gewerbesteuer 

Als Investitionen unterhalb der Wertgrenze, die zusammengefasst dargestellt werden, gelten 
Investitionen unter 50.000 E. Alle anderen Investitionen werden im Investitionplan als Einzel- 
projekte ausgewiesen. 

Rheine, den 11. Dezember 2006 

Dr, Angelika Kordfelder 
Bürgermeisterin 

Werner Lütkemeier 
Stadtkammerer 
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Rheine Statistik 

Geschichte 

838 erstmals urkundlich erwähnt als "Villa Reni" 
1327 15. August: Verleihung der Stadtrechte 
1975 Zusammenschluß der Stadt Rheine mit den Amtsgemeinden Rheine links 

und rechts der Ems, Elte und Mesum 

Geographische Lage 

52 Grad 17 Min. nördlicher Breite 
7 Grad 26 Min. östlicher Länge 

Höchster Geländepunkt: 90 rn über NN (Waldhügel) 
Tiefster Geländepun kt: 27 m über NN (Schleuse Bentlage) 

Verkehrslage 

Straßen 

BAB A 30/E 8 mit  den Auf-/Abfahrten ,,Rheine-Nord, ,,RheineU, ,,Kanalhafenn 

BAB A 1/E 3"Hansalinie" - Auffahrt bei Greven (25 km) 

BAB A 31  "Emslandlinie" - Auffahrt bei Schüttorf 

B 70 Wesel - Rheine - Emden 

B 475 Rheine - Warendorf 

B 481 Rheine - Münster 

Schienen 

Personenbahnhof Rheine mit Intercity-Anschluss 

Berlin - Hannover - Osnabrück - RHEINE - Hoek V .  Holland 

Kopenhagen - Hamburg - Bremen - Ocnabrück - RHEINE - Hoek V. Holland 

Köln - Hamm - Münster - RHEINE - Emden - Norddeich 

Güterverkehrszentrum Rheine (150 ha) mit Container-Terminal 

Wasserwege 

Dortmund-Ems-Kanal (Hafen) mit  Abzweig Mittelland-Kanal bei Bergeshövede 

Flughäfen 

Internationaler Verkehrsflughafen Miincter/Osnabrück (FMO) in ca. 25 km Entfernung er- 

reichbar über die B481 

Flughafen Enschede (NL) 

Luftverkehrslandeplatz Rheine-Eschendorf (800 m Startbahn) 

Einwohnerstand 

Wohnbevölkerung am 01,01.1900 
Wohnbevötkerung am 01.01.1939 



Wohnbevöjkerung am 01.01.1945 
Wohnbevölkerung am 01.01.1975 (Kommunale Neuordnung) 
Wohnbevöl kerung am 01.07.2006 
(nach Fortschreibung des Einwohnermeldeamtes) 

Stadtgebiet 

Das Gebiet der Stadt Rheine umfasst eine Gesamtfläche von 14.485,68 ha (Stand: 
31,12.2002) 

Die Gesamtfläche setzt sich wie folgt zusammen: 

Flächentyp Fläche in ha 

Gebäude und Freiflächen einschl. Wohnungen, Gewerbe, 2.333,90 
Industrie 
Landwirtschaftl. Flächen, Moor, Heide 7.781,11 
Betriebsflächen, Abbauland 125,58 
Verkehrsflächen, Straßen, Wege, Plätze 1.123,71 
Waldflächen 2.431,34 
WasserFlächen 273,34 
Flächen anderer Nutzung, Unland 227,92 
Erholungsfiächen, Grünanlagen 188,76 

Schulwesen (Stand: 15. Oktober 2006) 

Grundschulen 
Hauptschulen 
Sonderschulen einschl. Schule für Kranke 
Realschulen einschl. Abendrealschule 
Gymnasien 
Gesamtschule 
Berufskolleg der Stadt Rheine 
Stadt. Kaufmännische Schulen/Berufskolleg 

Insgesamt 

Schüler Schulklassen 

Fläche in 
O/'o 

16,l 

Anzahl der 
Schulen 

17 
3 
2 
3 
3 
1 
1 
1 

31 

Sonstige Bildungseinrichtungen 

Volkshochschule; Musikschule; Studienzentrurn der Fernuniversität Hagen; Studienseminar 
für das Lehramt für die Primarstufe und für die Sekundarstufe 11; Ausbildungsstätte des 
Fernmeldeamtes; Ausbildungszentrum der Kreishandwerkerschaft; Bischöfliche Fachschule 
für Sozialpädagogik und Heilpädagogik; Familienbildungsstätte; Jugend- und Familien- 
dienst; Private Handelsschule; Krankenpflege- und Pflegevorschule; Schule für Erzie- 
l-iungshilfe des Kreises Steinfurt - Sonderschule; Schule für Sprachbehinderte des Kreises 
Steinfurt - Sonderschule; Heil pädagogisches Zentrum mi t  Frü herziehung und -therapie - 
Sonderkindergarten - Schule für geistig Behinderte - Beratungs- und Betreuungsdienst. 

Kultur 

Theater in der Stadthalle, Konzerte und Vortragsveranstaltungen U. a. im Bürgersaal des 
Fafkenhofes, in den Schulen und Kirchen, Stadtbücherei Rheine, Stadtarchiv im Kannegie- 
ßerhaus, Sitz der Europäischen Märchengesellcchaft e. V,; Falkenhof - Adetshof aus dem 



16. Jahrhundert mit verschiedenen Sammlungen und Ausstellungen; Kulturforum Rheine; 
Kloster Bentlage; Ökonomie beim Kloster Schloß Bentlage; Tierpark 

Sozial- und Jugendeinrichtungen 

33 Kindergärten mit insgesamt 2.391 Plätzen; Caritas-Kinder- und -lugendheim; Erzie- 
hungsberatungsstelle des Caritasverbandes Rheine; Farnilienbildungsstätte; Bildungsstätte 
des Jugend- und Familiendienstes; Suchtberatungs~telle des Caritasverbandes; Drogen- 
beratungsstelle der Aktion Selbsthilfe für Drogengefährdete; Sorgentelefon des Deutschen 
Kinderschutzbundes; Frauenhaus des Diakonischen Werkes Tecklenburg ; 11 lugend heime 
in der Trägerschaft der Kirchengemeinden; 5 Häuser der teiloffenen Tür; 3 Häuser der of- 
fenen Tür; Türkisch-Deutsche Begegnungsstätte der AWO; Hermann-Rosenstengel- 
Jugendherberge. 



Allgemeine 
Informationen 



Vorbericht zum Ergebnis- und Investitionsplan der Stadt 
Rheine für das Haushaltsjahr 2007 

Dem Haushaltsplan ist nach 5 1 der Gemeindehaushaltcverordnung NRW (GemHVO) ein 
Vorbericht beizufügen, Gemäß 5 7 GemHVO soll der Vorbericht einen Überblick über die 
Eckpunkte des Haushaltsplans geben. 

Die finanzielle Entwicklung und die aktuelle Finanzlage der Gemeinde sind anhand der im 
Haushaltsplan enthaltenen Informationen und der Ergebnisplan- und Finanzplandaten 
darzustellen. 

Das ,,Gesetz über ein Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden irn Land 
Nordrhein-Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW - NKFG NRW)" wurde 
vom Landtag am 16.11,2004 beschlossen und ist am 01.01.2005 in Kraft getreten. Es 
handelt sich um ein Artikelgesetz, mit  dem zahlreiche kommunalrechtliche Vorschriften, 
insbesondere die Gemeindeordnung (GO) und die Gemeindehaushaltsverordnung 
(GemHVO) zum Teil erheblich geändert worden sind. 

Gemäß 5 I des NKF - Einführungsgesetzes NRW haben die Gemeinden und 
Gemeindeverbände spätestens ab 01.01.2009 ihre Geschäftsvorfälle nach dem System 
der doppelten kaufmännischen Buchführung in ihrer Finanzbuchhaltung zu erfaccen und 
eine Eröffnungcbilanz aufzustellen. 

In  der Zeit vom 01.01.2005 bis 01.01.2009 können die Gemeinden und Gerneinde- 
verbände jeweils mi t  Beginn eines Haushaltsjahres mit der Erfassung der Geschäfts- 
vorfälle nach den N KF-Kriterien beginnen. 

Nach Vorbereitung des Buchungsgeschäftes vom Oktober 2005 bis Dezember 2005 ist bei 
der Stadt Rheine zum 02.01.2006 die Umstellung auf die doppische Buchhaltung erfolgt. 

Das bisherige kommunale Rechnungswesen ist in Rheine zum 01.01.2006 vollständig 
abgelöst worden. Der nun vorliegende Haushaltsplan ist der zweite, der nach den 
Regelungen des Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) aufgestellt wurde. 

Er setzt sich zu zusammen aus 

einem Gesamt-Ergebnisplan 
i einem Gesamt-Finanzplan 

den produ ktorientierten Teilplänen bestehend aus 
- den Teil-Ergebnisplänen 
- den Teil-Finanzplänen 

i Anlagen 
- Stellenplan 
- Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen 
- Übersicht über die Zuwendungen an Fraktionen 
- Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten zu Beginn 

des Haushaltsjahres 

Die Haushaltcplanung erfolgt auf der Ebene der produktorientierten Teilpläne; durch 
Zusammenführung der Einzelerträge und Einzelaufwendungen ensteht der Gesamt- 
ergebnisplan. 



Gliederung des Erge bnisplanes 

Ordentliche Erträge 

Steuern und ähnliche Abgaben 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
Sonstige Transfererträge 
Öffentlich-rechtliche Leictungsentgelte 
Privatrechtliche Leistungsentgelte 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
Sonstige ordentliche Erträge 
Aktivierte Eigenleistungen 
Bestandsveränderungen 

Ordentliche Aufwendungen 

Perconalaufwendungen 
Versorgungsaufwendungen 

4 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
Bilanzielle Abschreibungen 
Transferaufwendungen 
Sonstige ordentliche Aufwendungen 

Der Gesamtergebnisplan enthält somit alle Erträge (Ressourcenaufkommen) und 
Aufwendungen (Ressourcenverbrauch) der Stadt Rheine für das Haushaltsjahr 2007 und 
für die Finanzplanungszeit bis 2010. I m  Ergebnisplan wird durch Summenbildung 
nachgewiesen, ob die Erträge die Aufwendungen decken oder ob ggf. ein Fehlbedarf 
besteht. Die veranschlagten Beträge stellen eine Gesamtermächtigung für Aufwand und 
Ertrag für das Haushaltsjahr dar. 

Allgemeine Erläuterungen zu den einzelnen Positionen des Ergebnisplanes können den 
beigefügten Informationen entnommen werden. 

Der Finanzplan enthält die geplanten Einzahlungen und Auszahlungen aus Ifd. 
Verwaltungstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit der Stadt Rheine. Die geplanten 
investiven Einzahlungen und Auszahlungen aus den Teilfinanzrechnungen werden 
zusammengefasst. 

Von einer Erläuterung einzelner Produkte im Vorbericht wird abgesehen, da die 
notwendigen Erlauterungen den Produkten (bzw, Produktgruppen oder Produktbereichen) 
beigefügt sind. 

Erläuterungen zum Ergebnis- und Finanzplan der Stadt 
Rheine für das Haushaltsjahr 2007 

Ergebnisplan 

Der Ergebnisplan enthält Aufwendungen in Höhe von 147.464.572 € und Erträge in Höhe 
von 136.804.195 E. Der Fehlbedarf in Höhe von 10,660.376 € kann nur noch teilweise 
durch die Inanspruchnahme des noch zur Verfügung stehenden Betrages der Ausgleichs- 
rücklage in Höhe von 7,115.410 € gedeckt werden. Der Haushalt 2007 ist damit in Höhe 
eines Fehlbetrages in Höhe von 3,484,966 € nicht mehr ausgeglichen. Für die Abdeckung 
dieses Fehlbetrages ist eine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage vorgesehen. Damit 
unterliegt der Haushalt 2007 der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 



Die ordentlichen Ertrage stellen sich wie folgt dar: 

Steuern und ähnliche Abgaben 58.019.000 C. 

Die in 2007 erwarteten Erträge aus Steuern und ähnlichen Abgaben sind im 
Conderbereich 9 - Zentrale Finanzleistungen - veranschlagt. Näheres über die 
Zusammensetzung der Ertragsart können den Erläuterungen zum Bereich 9 entnommen 
werden. 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen 35.217.945 £ 

Gegenüber dem Vorjahr verbessern sich die Zuwendungen und allgemeinen Umlagen von 
29,O Mio. € auf 35,2 Mio. f also um 6,2 Mio. f. Das ist ausschließlich auf die Höhe der 
Schlüsselzuweisungen zurückzuführen. Gegenüber dem Vorjahr sind hier knapp 7 Mio. € 
höhere Erträge zu verzeichnen. 

Unter die Zuwendungen und allgemeine Umlagen fallen neben der Schul- und 
Sportpauschale auch die Zuwendungen des Landes für die Unterhaltung der 
Tageseinrichtungen für Kinder (Kindergärten) und für die Ganztagsbetreuung von 
Kindern an Ganztagsgrundschulen. 

Sonstige Transfererträge 1.461.850 C 

Hierbei handelt es sich um Ersatz von gewährten sozialen Leistungen in und außerhalb 
von Einrichtungen. Die Erträge fallen ausschließlich im Produkt 210 1 - Förderung junger 
Menschen und Familien und in der Produktgruppe 220 - Leistung der Grundversorgung 
an. Die Gesamterträge belaufen sich in etwa auf dem Niveau der Vorjahre. 

Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 25.404.177 € 

Hierbei handelt es sich um Verwaltungsgebühren für die Inanspruchnahme von 
Verwaltungsleistungen und Amtshandlungen. Gegenüber dem Vorjahr sind die öffentlich- 
rechtlichen Leistungsentgelte um 691 T€ gestiegen. 

Unter diesen Ertragsblock fallen z. B. die Passgebühren, Vermessungs- und 
Bauordnungsgebü hren. 

Benutzungsgebü hren und ähnliche Entgeke sind die restlichen Erträge. 
Wesentliche für 2007 veranschlagte Benutzungsgebühren sind: 

- Schulgeld Musikschule 437.500 € 
- Teilnehmergebühr Volkshochschule 277.243 £ 
- Elternbeiträge für Kindergärten 1.600.000 € 
- Abfallgebühren 6.667.000 € 
- Abwassergebühren 12.342.500 6 

Die Benutzungsgebuhren für die Musikschule und Volkshochschule haben sich gegenüber 
dem Vorjahr nicht verändert. Erhöht wurden die Kindergartenelternbeiträge um 130 T€, 
die Gebührensätze für die Abfallbeseitigung um 30 T€ und für die Abwasserbeseitigung 
um 588 T€. 



Privatrechtliche Leistungsentgelle 1.562.954 € 

Gegenüber dem Vorjahr sind die privatrechtlichen Leistungsentgelten um 135 T€ 
geringer veranschlagt worden, Diece Veränderung betrifft hauptsächlich den Bereich 
Feuerwehr/Rettungsdienst. 

Kostenerstattung und Kostenumlagen 5.927.867 € 

Ertrage aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen fließen der Stadt Rheine zu, wenn 
sie Aufgaben für eine andere Ctelle trägt und diese die Aufwendungen vollständig oder 
anteilig der Stadt erstattet, Hierzu gehören insbesondere Erstattungen, die aus der 
Delegation von den örtlichen und überörtlichen Trägern der Sozialhilfe obliegenden 
Aufgaben an die Kommune resultieren. Die gegenüber dem Vorjahr höheren Erträge sind 
hauptsächlich auf die erhöhten Kostenerstattungen im Rahmen der Hilfen nach SGB I1 
zurückzuführen. 

Neben diesen vorgenannten Aufwendungen im Rahmen der sozialen Leistungen gehören 
aber auch die Aufwendungen für Kostenerstattungen für den Rettungsdienst dazu. 

Sonstige ordentliche Erträge 7.929.002 € 

Die sonstigen ordentlichen Erträge stellen ein Auffangbecken für alle Ertragcarten dar, 
die in übrigen Ertragspocitionen nicht abgebildet werden können. 
Sie steigen in 2007 um 1,l Mio. C. 

Neben den geplanten Erträgen aus Veräußerung von Gegenständen des 
Anlagevermogens über Buchwert (Aufgabe von Spielplätzen) in  Höhe von 142 T€ sind die 
Steigerungen hauptsächlich auf die im Wirtschaftsplan der Energie- und 
Wasserversorgung GmbH ausgewiesene und im Vergleich um Vorjahr um 384 T€ höhere 
Konzessionsabgabe sowie auf die nach dem GFG 2007 zu erwartende höhere 
Investitionspauschale (+458 TE) zurückzuführen. 

Aktivierte Eigenleistungen 643.500 C 

Unter aktivierte Eigenleistungen versteht man die Aufwendungen, die zur Herstellung 
eines Anlagegutes benötigt werden, dass nicht für  den Verkauf, sondern zur Verwendung 
im Rahmen der Aufga benerfüllung der Kommune bestimmt ist. 

Praktische Relevanz haben die Planungsleistungen der städtischen Ingenieure bei der 
Herstellung, Erweiterung oder wesentlichen Verbesserung von Gebäuden und 
Infrastruktureinrichtungen. 

Die aktivierten Eigenleistungen werden wie die anderen Verrnögensgegenstande des 
Anlagevermögens in der Anlagenbuchhaltung erfasst und, soweit es sich um abnutzbare 
Verrnögensgegenstände handelt planmäßig abgeschrieben. 

Die Ansätze entsprechen weitgehend den Ansätzen des Vorjahres. 

Die ordentlichen Aufwendungen stellen sich wie folgt dar: 

Personalaufwendungen 33.786.068 € 



Die Personalaufwendungen stellen den zweitgroßten Aufwandposten dar. Sie liegen fast 
exakt in Höhe der Aufwendungen für das Jahr 2006. Sie entsprechen mit  33,8 Mio. € der 
Eckdatenvorgabe des Haupt- und Finanzausschusses. 

I m  Rahmen der Beratungen des Haushalts 2006 hatte der Haupt- und Finanzausschuss 
die Vorgabe gemacht, dass bei den Personalaufwendungen für 2007 500 T€ einzusparen 
sind, 

Auch wenn der jetzt dargestellte Aufwand dies auf den ersten Blick nicht deutlich macht, 
durch personalwirtschaftliche Maßnahmen dieses Jahres wird die für 2007 und darüber 
hinaus geforderte Einsparung bei den Personalaufwendungen mehr als erreicht. Denn 
durch verschiedene Bedingungen, die durch die Verwaltung größtenteils nicht beeinflusst 
werden können, sind erhebliche zusätzliche Personalaufwendungen zu verzeichnen, die 
sich auf insgesamt 0,9 Mio. f summieren. 

Die Ursachen hierfür sind vielfältig. Zu nennen sind hier die Auswirkungen des TVöD 
sowie die anstehende Einmalzahtung an die Beamtinnen und Beamte in 2007. 

Im Bereich der Feuerwehr musste aufgrund gesetzlicher Vorgaben eine deutliche 
Aufstockung des hauptamtlichen Personals vorgenommen werden, Die Umsetzung dieser 
Vorgaben ist zu einem großen Teil durch die Einstellung von Auszubildenden im 
Feuerwehrdienst erreicht worden, Inzwischen haben die ersten Mitarbeiter ihre 
Ausbildung beendet. Die Übernahme dieser i ncgesa m t  16 Mitarbeiter belastet nicht 
unwesentlich den Personalhaushalt der Stadt. Außerdem muss im Feuerwehrbereich nach 
einem Urteil des europäischen Gerichtshofes die wöchentliche Arbeitszeit von 54 auf 48 
Wochenstunden reduziert werden. Durch Rechtsverordnung des Landes NRW ist jedoch 
für eine Übergangszeit ein so genanntes ,,Opting-Out" erlaubt. Nach dem derzeitigen 
Stand kann fur das kommende Jahr davon ausgegangen werden, dass mit den 
Bediensteten der Feuer- und Rettungswache und in Verhandlungen mit dem Kreis 
Steinfurt als Träger des Rettungsdienstes eine Regelung gefunden werden kann. Diese 
Vereinbarung wird zwar deutlich kostengünstiger sein, als eine sofortige Einstellung von 
weiteren 6 Mitarbeitern bei unmittelbarer Umsetzung der Arbeitszeitverkurzung, Aber 
auch durch diese Regelung wird es voraussichtlich zu Mehrkosten für die Stadt Rheine in 
Höhe von ca. 40 T€ kommen. Eine verbindliche Aussage zur Kostenbelastung der Stadt 
kann aber erst erfolgen, wenn das Land den in  der vergangenen Woche angekündigten 
Gesetzentwurf uber den finanziellen Ausgleich für die zu leistende Mehrarbeit vorgelegt 
und der Kreis Steinfurt seinen Erstattungsanteil für den Rettungsdienst mitgeteilt hat. 

Weitere Belastungen entstehen durch die Einstellung von neuen Auszubildenden und die 
bestehenden sogenannten Rückkehrrechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der 
Elternzeit. 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 5. Dezember 2006 ein 
weitgehendes Stellen- und Personal konsolidierungskonzept beschtossen, das ohne 
betriebsbedingte Kündigungen weitere Möglichkeiten zur dauerhaften Reduzierung des 
Personalaufwandes eröffnet. Dieses Konzept wird konsequent weitewerfolgt und 
umgesetzt. 

Im übrigen bleibt der seit September 2002 bestehende Einstellungsstopp weiter 
bestehen. 

Versorgungsaufwendungen 3.174.476 € 

Die Versorgungsaufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr nicht verändert worden. Sie 
teilen sich auf in die Umlage der Versorgungskasse (2,9 Mio. f) und in die an die 
Pensionsberechtigten gezahlten Beihilfen (0,3 Mio. C). Über die Entwicklung der Umlage 



liegen zur Zeit noch keine Informationen der Versorgungskasse vor. Da her ist im 
weiteren Beratungsverfahren wahrscheinlich noch eine Korrektur des Ansatzes 
erforderlich. 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 21.717.198 € 

Hier sind alle im Rahmen der Aufgabenerfullung enthaltenen Sach- und Dienstleistungen 
nachgewiesen. 

Hierzu gehören 2.6. die Unterhaltung und Bewirtschaftung von Grundstücken und 
Gebäuden ( 2 .  B. Energie, Wasser, Abwasser, Gebäudereinigung), Schülerbeförderungs- 
kosten, Mieten und Pachten. 

Die für 2007 und die Folgcjahre veranschlagten Aufwendungen für Cach- und Dienst- 
leistungen sind geringer als die irn Jahr 2006 veranschlagten Mittel. 

Irn Vergleich zum Vorjahr sind die Aufwendung um insgesamt 0,7 Mio. f geringer 
veranschlagt worden, Die Veränderungen betreffen viele Positionen über alle Bereiche 
tiinweg. 

Es ist bei dieser Veranschlagurig allerdings zu berücksichtigen, dass der Haupt- und 
Finanz-ausschusc im Rahmen seines Eckdaten beschlucses festgelegt hat, dass die Unter- 
haltungsaufwendungen und die Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Grundstücke 
und baulichen Anlagen auf die bisherigen Planansätze zu begrenzen waren und 
Energiepreissteigerungen im Rahmen von Bewirtschaftungsregeln und -maßnahmen 
aufzufangen sind. 

Diese Vorgabe ist irn Entwurf des Haushaltsplanes ebenso berücksichtigt, wie auch die 
Vorgabe, wonach Erhöhungen der Geschäftsaufwend ungen ausgeschloscen sind. Das 
betrifft auch die in 2007 anstehende Mehrwertsteuererhohung. 

Bilanzielle Abschreibungen 17.967.197 C 

Die bilanziellen Abschreibungen stellen den Werteverzehr bzw. den Ressourcenverbrauch 
des Anlagevermögens innerhalb eines Haushaltcjahres dar. 

Die Abschreibungen für die Abnutzung des städtischen Vermögens (Gebäude, 
Infrastrukturvermögen, Maschinen, technische Anlagen, Fahrzeuge etc.) werden im NKF 
als Aufwand dargestellt, 

Die bilanziellen Abschreibungen wurden auf der Grundlage des vorläufigen Entwurfs der 
Eröffnungsbilanz ermittelt. Nicht geplante Zu- und Abgänge des laufenden Jahres 
konnten bisher noch nicht berücksichtigt werden. Sie werden bis zum endgültigen Haus- 
haltsplan nachgearbeitet. 

Transferaufwendungen 60.884.119 € 

Die Position ,,Transferaufwendungen" ist die größte Aufwandsposition im städt. Haushalt. 

Als Transferaufwendungen werden Übertragungen der Korn mune an den öffentlichen 
oder privaten Bereich erfasst, denen keine Gegenleistung gegenübersteht, die aber nicht 
aus der Steuerpflicht der Kommune resultieren. Grtindlage für Transferaufwendungen 
können Rechtsnormen, Ratsbeschlüssse oder auch Verwaitungsentscheidungen sein. 

Die Transferaufwendungen haben ihre Schwerpunkte mi t  33.5 Mio. f irn Sonderbereich 9 
- Zentrale Finanzleistungen und mit 22,97 Mio. € im Fachbereich 2 - lugend, Familie und 
Soziales. 



8ei den Aufwendungen i m  Fachbereich 2 handelt es sich im wesentlichen um 
Aufwendungen für Tageseinrichtungen für Kinder, soziale Leistungen an Personen in 
Einrichtungen und außerhalb von Einrichtungen. Grundlage für die Leistungen sind 
sowohl des Sozialgesetzbuch XII ,  das Jugendwohlfahrtsgecetz, das 
Unterhaltsicherungsgesetz, das Asylbewerberleistungsgesetz etc. 

Im Fachbereich 9 setzt sich die Summe von 33,5 Mio. € im wesentlichen aus 3 Positionen 
zusammen. Zum einen ist es die Kreisumlage mit  27,6 Mio. C, zum anderen die 
Gewerbesteuerurnlage mit  2,4 Mio. € und die Finanzierungsbeteiligung am Fond Deutsche 
Einheit mit  2,2 Mio. C, 

Bei der Veranschlagung der Kreisumlage ist eine Reduzierung des Hebesatzes von 38.5 
v.H. auf 37,5 v.H. eingeplant worden. Bei allgemein gestiegenen Umlagegrundlagen führt 
dies aber noch dazu, dass voraussichtlich eine um 1,5 Mio, € höherer Umlagebetrag an 
den Kreis abzuführen ist. 2006 waren 26,l Mio. f 2007 sind es 27.6 Mio. C. 

Es war eigentlich war eine deutlichere Senkung der Kreisumlage erwartet worden. Dies 
vor allem vor dem Hintergrund, dass der Kreis Steinfurt in seinem Haushalt eine so 
genannte ,,Freie Spitze" in Höhe von 4,4, Mio. E eingeplant und diese dem 
Vermögenshaushalt zugeführt hat, und im Hinblick auf die durch den RWE-Aktienverkauf 
erzielten Erlöse von 78 Miu. C. Gerade durch den zuletzt angesprochenen Aspekt wurde 
eine Möglichkeit gesehen, eine dauerhafte Entlastung durch die weitestgehende 
Rückführung der Schulden des Kreises zu erreichen. 

Die Gewerbesteuerurnlage ist mit  den für 2007 geltenden Umlagesätzen auf der Basis 
des voraussichtlichen höheren Gewerbesteueraufkommens für 2007 kalkuliert und wird 
sich deshalb u m  257 T€ erhöhen. 

Das Land hat durch die Verdoppelung der Krankenhausinvestitionsurnlage um 444 T€ auf 
insgesamt 844 T€ einen weiteren nicht unerheblichen Konsolidierungsbeitrag der 
Kommunen für den Landeshaushalt eingefordert. Trotz der dem Land bekannten 
katastrophalen Lage der Kommunen wird dies trotz der inzwischen deutlich nach oben 
korrigierten Steuereinnahmen des Landes nicht korrigiert. 

Aus der letztmaligen Abrechung des Solidarbeitragec für das Jahr 2005 entsteht für die 
Stadt Rheine eine Zahllast in  Hohe von 374 T€. Im Vorjahr hat die Stadt Rheine aus der 
vorhergehenden Abrechnung eine Erstattung in Höhe von 154 T€ erhalten. 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 6.406.5 13 € 

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen umfassen alle Aufwendungen, die nicht in den 
bisher genannten Aufwandpositionen, den Zinsaufwendungen und ähnlichen 
Aufwendungen zuzuordnen sind. 
Hierzu gehören die Aufwendungen für Aus- und Fortbildung, Reisekosten, Dienst- und 
Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegenstände aber auch die Aufwendungen für 
ehrenamtliche Tätigkeit. 
Einen weiteren großen Posten stellen die Mieten und Pachten dar. Ebenso die 
Leasingkosten für Hardware aber auch für Fahrzeuge im Fachbereich 6 
- Technische Betriebe -. Hierfür sind allein rd, 500.000 € veranschlagt worden. 
Des Weiteren sind hier die Aufwendungen für die Versicherungsbeiträge für die Schüler 
und für die Fahrzeuge veranschlagt. 

Oie Erhöhung der sonstigen ordentlichen Aufwendungen um fast 600 T€ ist darauf 
zurückzuführen, dass im Fachbereich 2 - Jugend, Familie und Soziales bei den 
Leistungen zur Grundversorgung die Mehrbelastungen durch die direkte Beteiligung der 
Städte und Gemeinden an den Aufwendungen für die kommunalen Leistungen nach dem 



SBG I1 auf der Basis der angestrebten Vereinbarungen zur stufenweise Anpassung mit  
jeweils 594 T€ für die ersten zwei Jahre berücksichtigt sind. 

Finanzergebnis 

Finanzerträge 637.900 € 

Gegenüber dem Vorjahr gehen die Finanzerträge um rd. 1,2 Mio. f zurück. Das ist darauf 
zuruckruführen, dass, im Gegensatz zum Vorjahr nach den bisher vorliegenden 
Wirtschaftsplanungen voraussichtlich keine Gewinna bfuhrung von den Stadtwerken (im 
Vorjahr rd. 1,O Mio. €1 als auch von der Stadtsparkasse (im Vorjahr rd. 0,2 Mio. €1 zu 
erwarten ist. 

Im wesentlichen setzen sich die veranschIagten Finanzerträge aus den Zinserträgen für 
die den Stadtwerken gewahrten Geseltschafterdarlehen zusammen. Hinzu kommen 
geringe Zinserträge durch evtl. kurzfristige Anlage von Geldmitteln. 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 3.529.000 € 

Die Zinsaufwendungen gehen auf der Basis des augenblicklichen Schuldenstandes und 
des voraussichtlichen künftigen Kreditbedarfs gegenüber dem Vorjahr etwas zurück. Sie 
betreffen hauptsächlich Kredite zur Durchführung von Investitionen, daneben aber auch 
kurzfristige Kredite zur Liquiditätssicherung . 

Zusammenfassend ergibt sich für den Ergebnisplan folgendes Bild: 

Im  Ergebnisplan bleibt das Gesamtbudget der Fachbereiche m i t  insgesamt 59,824 Mio. € 
sowohl unter dem Vorjahr (60,051 Mio. €1, als auch unter der Eckdatenvorgabe des 
Haupt- und Finanzausschusses (60,266 Mio. E).  

Das negative Jahresergebnis in Höhe von -10,66 Mio. f kann nur noch mit  7,115 Mio. C 
aus der Ausgleichsrücklage gedeckt werden. Der Haushalt 2007 ist damit in Höhe eines 
Fehlbetrages von 3,545 Mio. € nicht ausgeglichen. Für die Abdeckung des Fehlbetrages 
ist eine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage vorgesehen. Damit unterliegt der 
Haushalt 2007 der Genehmigung der Aufsichtsbehärde. 

Finanzplan 

Nach g 79 GO sind i m  Finanzplan die Ein- und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, aus Investitionstätigkeit und aus Finanzierungstätig keiten 
darzustellen. Es soll damit das Ziel erreicht werden die Veränderung des 
Zahlungsmittelbestandes und die Feststellung eines notwendigen Kreditbedarfs für den 
Planungszeitraum festzustellen. 

Der Finanzplan gibt somit durch die zusammenfassende Darstellung aller geplanten 
Einzahlungen und Auszahlungen einen wichtigen Überblick über die tatsächliche 
finanzielle Lage der Stadt Rheine. 

Im Gesamtfinanzplan stehen den Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in 
Höhe von 127.548.199 € Auszahlungen aus laufender Verwal tungstätig keit in Hohe von 
127.31 2.437 £ gegenüber. Damit schließt der Finanzplan aus laufender Verwaltungs- 
tätigkeit mit  einem ,,Plus" in Höhe von 235.761 € ab. 



Im Investitionsplan stehen zur Durchführung notwendiger Investitionen den 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit in  Höhe von 12.315.530 € Ausgaben aus 
Investitionctätig keit in Höhe von 15.890.037 € gegenüber. 

Zur Durchführung der Investitionsprojekte ist eine Kreditaufnahme in Höhe von 3,754 
Mio. f erforderlich, Unter Berücksichtigung der Tilgungsleistungen in Höhe von 2,95 Mio. 
£ ergibt sich eine Netto-Neuverschuldung für das  Jahr 2007 von 0,624 Mio. E. Damit 
konnte die im Eckdaten beschfuss des Haupt- und Finanzausschusses ausgewiesene 
Netto-Neuverschuldung von 1,249 Mio. € halbiert werden. 

Fazit 

Es bleibt festzustellen, dass der Haushalt der Stadt Rheine trotz aller bisherigen 
Konsolidierungsbemühungen auf der Aufwandcceite weiterhin strukturell unausgeglichen 
ist. 

Die bisherige Finanzplanung wies für 2007 ein strukturelles Defizit in einer 
Größenordnung von 13,76 Mio. E aus. 

Tatsächlich weist der jetzige Haushalt eine Defizit von 10,66 Mio. f aus, 

Durch die Aufstellung des Haushaltsplanes nach den Regeln des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements war dieses auch nicht anders zu erwarten, da, wie bereits im letzten 
Jahr durchgeführt, nunmehr auch die Abschreibungen und Rückstellungen beim 
Haushaltsausgleich m i t  zu berücksichtigen sind, 

Gleichwohl müssen die Konsolidierungsbemühungen verstärkt fortgesetzt werden, damit 
die Stadt Rheine nicht in die Haushaltssicherung reinrutscht. 

In diesem Jahr kann der Ausgleich des Haushalts teilweise noch durch die Entnahme aus 
der Ausgleichsrücklage und im übrigen durch eine Entnahme aus der allgemeinen 
Rücklage sichergestellt werden. 

Es muss daher alles getan werden, um im Rahmen eines freiwilligen 
Haushaltskonsolidierungskonzeptes alle Möglichkeiten der Konsolidierung auszuschöpfen. 
Der Prozeß dazu ist eingeleitet. Erste Schritte sind schon zum Haushalts-Entwurf 2007 
umgesetzt werden. 

Es darf darüber hinaus aber nicht noch dazu kommen, dass das Land sich immer mehr 
aus der Förderung von Maßnahmen zurückzieht und diese wegfallenden Zuschüsse von 
den Kommunen aufgefangen werden müssen. 

I m  investiven Bereich erfordert die derzeitige finanzielle Situation eine Beschränkung auf 
die absolut notwendigen Dinge. Dieses gilt auch für Projekte, für die das Land oder 
andere Dritte Finanzierungsbeiträge zur Verfügung stellen. Auch diese sind mit  nicht 
unerheblichen städtischen Eigenanteilen verbunden, die wir derzeit nur über zusätzliche 
Schulden sicherstellen könnten. Damit wurde allerdings die nachfolgende Generation 
dauerhaft belastet. 



Strategische Steuerung 
im Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) 

Durch die Einführung des NKF ist mit  Wirkung ab 1. Januar 2005 dem Vorbehaltskatalog 
des 5 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) der Buchstabe t) neu hinzugefügt worden, 

Danach hat der Rat strategische Ziele unter Berücksichtigung der Ressourcen 
festzulegen. 

I n  den Erläuterungen dazu heißt es: 

,,Für die kommunale Aufgabenerfüllung sollen zukünftig produktorientierte Ziele unter 
Berücksichtigung des einsetzbaren Ressourcenaufkornmens und des voraussichtlichen 
Recsourcenverbrauchs festgelegt so wie Kennzahlen zur Zielerreichung bestjmmt 
werden. Die Ziele werden zwischen Rat und Verwaltung im Dialog abgestimmt. 
Daher ist der Vorbehaltskatalog für den Rat um die Festlegung strategischer Ziele unter 
BerUckcichtigung der Ressourcen erweitert worden. " 

Nach 4 Abc. 1 der Gemeindehaushaltsverordnung (GernHVO) sind die Teilpläne des 
HauchaItsplans produktor~entiert. Sie werden nach Produkt- oder Verantwortungsberei- 
chen (Budgets) aufgestellt. Nach 3 4 Abs. 2 GemHVO sind 

in den Teilplänen des Haushaltsplans die Ziele und die Kennzahlen zur Messung 
der Zielerreichung zu beschreiben. 

I n  den Erläuterungen dazu heißt es: 

,/Nach der Diskussion und den Erkenntnissen über die Neue Steuerung und deren Erpro- 
bung kann sich die Reform der Haushaltswirtschafi nicht darin erschöpfen, die bisherige 
sachliche Gliederung des Haushaltsplans durch eine frei gestaltbare produktorientierte 
Gliederung zu ersetzen. Im NKF i s t  die zeitgemäße Gliederung des Haushaltsplans Be- 
standteil des umfassenden Reforrnansatzes, der insbesondere auch die Weiterentwick- 
lunp der Führunqcmethoden (Management) beinhaltet. Hierzu gehören insbesondere die 
Sleuerunq über Ziele und Zielvereinbarunqen auf allen Verwaltunqsebenen, aber auch 
zwischen Rat und Verwaltunq, so wie die Möglichkeit, deren Umsetzung mit Hilfe von 
messbaren Kennzahlen besser nachprüfen zu können. Vereinbarte Ziele und messbare 
Kennzahlen sollen deshalb auf allen Gliederunssebenen des Haushaltsplans ausqe wiesen 
werden. " 

A n  anderer Stelle: 

,,In dieser Abkehr von den traditionell rein inputorentierten Angaben im Haushaltsplan hin 
zu einer outputorientierten Planung, Entscheidung und Berichterstattung liegt ein we- 
sentliches Re formelement des doppischen Haushaltswesens, das aus dem Neuen Steue- 
rungsmodell in das neue Haushaltsrecht einfließt. Oie Abbilduns von Zielen im Haushalts- 
plan ist daher für iede Gemeinde  ver^ flichtend. Die spezifische Ausgestaltung bleibt jeder 
Gemeinde überlassen. " 

Und weiter :  
,,Auch wenn der Haushaltsplan in allen Gliederungcfarmen gegenüber der heutigen Haus- 
haltsglrederung wesentlich gestrafft wird und eine erhebliche Gestaltungsfreiheit für die 
Gemeinden besteht, bilden die einheitlichen Produktbereiche die gemeinsame Grundlage, 
an die sich die weitere örtliche Gestaltung anschließt. Dies erfordert die Bildung von Zie- 
len im Sinne einer Zielhierarchie, denn eine Darstellung von Zielen und Kennzahlen aus- 
schließlich auf der untersten gewählten Ebene des Haushalts ist nicht ausreichend im 
Sinne eines ganzheitlichen Systems unter Einbeziehung der neuen Steuerungsmög!ich- 
keiten. Daher sollen auf allen Ebenen, r.3. von den Produkten bis zu den Produktberei- 



chen, die örtlichen Ziele und, soweit es möglich ist, auch Kennzahlen abgebildet werden, 
die im Sinne e i n j  und die S r -  
teaische Ausrichtunq der Planunq im Neuen Kommunalen Finanzmanagement noch wei- 
ter verstärken. 

Abschließend: 

,,Nach alledem ist es Aufqabe der gemeindlichen Venvaltunq, die vom Rat in einem 
komprimierten , Politikhaushalt" beschlossenen Vorgaben und Ziele möqlichst vollständiq 
undeffizient umzusetzen. Dies geschieht nicht zuletzt durch den Einsatz weiterer rnoder- 
ner Steuerungselemente des Neuen Kommunalen Finanzmanagements, insbesondere der 
Budgetierung (und) der dezentralen Ressourcenveran twortung.. . Dazu kann es zweck- 
mäßig sein, die Festlegungen des vom Rat beschlossenen ,IPolitikhaushalts" ... in einer 
wesentlich kleinteiligeren Weise auf die an die Verwaltungsstruktur anknüpfenden Bud- 
gets überzuleiten. In einem solchen , ~ e m e n t h a u s h a i t " ,  . , . kann der vom Rat be- 
schlossene , Politikhaushalt" in einer Weise detaillierl werden, wie dies für die Planungs-, 
Steuerungs- und Kontrollaufgaben, für Zwecke des Controllings und der Rechnungsprü- 
fung in der Gemeinde erforderlich ist. " 

Die Vorschriften des 5 4 GemHVO stellen neben der Umstellung auf die doppische Buch- 
führung den Kern des neuen Gemeindehaushaltsrechtes dar. Durch sie werden die & 
tunrlen und Ziele des Verwa l tunsshande lnmen  Mittelpunkt der Haushaltsplanunq und 
-aucfuhrunq sowie des 3ahresabschlusses gestellt. 

Da der Haushaltsplan in erster-s- und Steuerunqsinstrument des Rates 
dient, sollte sich die Entscheidung über die Gliederungsbreite und -tiefe an den Steue- 
rungserfordernissen der Politik orientieren. 

Oftmals wird die Verwaltung mit dem vom Rat beschloccenen Haushaltsplan, der auch als 
Politikplan (PoPlan) bezeichnet werden kann, intern nicht ausreichend steuern können. Es 
bietet sich deshalb an, dass sie ergänzend einen Manasmentolan (MmPlan) aufstellt. So 
können im MmPlan die Vorgaben des PoPlans organicationsbezogen dargestellt werden. 
Außerdem bietet sich die Möglichkeit, den MmPlan detaillierter zu gestalten und mit  zu- 
sätzlichen Daten anzureichern, die für die interne Steuerung notwendig sind. 

Während der PoPlan eine Zielvereinbaruns zwischen Rat und Büraermeister darstellt, 
spiegelt der MmPlan verwaltunssinterne Zielvereinbarunsen zwischen dem Bürqermeister 
r n e n  widerer, Der MmPlan sollte so aufgebaut 
sein, dass er als Grundlage für die Planungs-, Steuerungs- und Kontrollaufgaben, für das 
Controlling und für die Rechnungsprüfung dienen kann. 

Da der Haushaltsplan in erster Linie Planungs- und Steuerungsinstrument der politischen 
Gremien ist, liegt die Entscheidunqskom~etenz über die Gliederunqsart (produktorientiert 
oder nach Verantwortungsbereichen) sowie die Gliederun- un- 
terhalb der Produktbereichsebene beim Rat. 

Der Gesetzgeber schreibt die Darstellung der Ziele und Kennzahlen dem Grunde nach 
vor, die konkrete Ausgestaltung bleibt jedoch der Gemeinde überlassen. 

Zur Darstellung der Ziele gehören mindestens 
die Beschreibung der verfolgten Ziele im engeren Sinne, 
die Nennung der Zielgruppen und 
die Vorgabe von Leistungsmengen. 

Die Gemeinde muss darüber hinaus definieren, anhand welcher Kennzahlen sie die Ziel- 
erreichung misst, 



Ziele und Kennzahlen dienen dazu, die Leistung der Gemeinde bezogen auf ihr Aufgaben- 
spektrum zumessen und quantitativ und qualitativ zu bewerten. 

Für die gemeindliche Aufgabenerfüllung sollen nach 5 12 GemHVO produktorientierte 
Ziele unter Berücksichtigung des einsetzbaren Ressourcenaufkommens und des voraus- 
sichtlichen Ressourcenbedarfs auf allen Ebenen festgelegt sowie Kennzahlen zur Zieler- 
reichung bestimmt werden. Ziele und Kennzahlen sollen zur Grundlage der Gestaltung 
der Planung, Steuerung und Erfolgskontrolle des jährlichen Haushalts gemacht werden. 

Ziele und Kennzahlen werden damit zu einem zentralen Bestandteil des kom- 
munalen HaushaItsmanagements. 

In den Erläuterungen dazu heißt es: 

,Die Ziele werden zwischen Rat und Verwaltung abgestimmt. Oie vorgesehene Steuerung 
der gemeindlichen Verwaltung darf jedoch nicht nur durch die Abbildung von Zielen auf 
der untersten Ebene der Gliederung des Haushaltsplans verdeutlicht werden, Die vorge- 
sehenen Ziele müssen vielmehr in eine Zielhierarchie eingebunden sein, die ausgehend 
vom Rat, ggf, vom Leitbild der Gemeinde, bis in die unterste Verantwortungsebene der 
Verwaltung hineinreicht. Nur so wird sie dem Gedanken einer kompetenten und ressour- 
chenverbrauchsorientierten Verwaltungssteuerung gerecht. Dies erfordert mindestens in 
den Teilplänen die geplanten Leistungsmengen so wie Kennzahlen auszu weisen. I n  den 
Teilrechnungen sind dann jeweils Ist-Zahlen c-larzustellen, durch die eine Kontrolle der 
Zielerreichung ermöglicht wird. " 

Und weiter: 

,Zielbeschreibungen, Kennzahlen und sonstige Angaben sind von jeder Gemeinde nach 
ihren Bedürfnissen festzulegen (vgl. g 4 Abs. 2 GemHVO), Zu beachten ist aber, dass 
sich die Ziele der gemeindlichen Verwaltung nicht allein m i t  Finanzgrußen meccen lassen. 
Daher sind zur Konkretisierung der Zielsetzung geeignete Meßgrößen zu bestimmen, die 
so festgelegt sein sollen, dass unmittelbar über den Stand der Zielerreichung informiert 
werden kann. Solche Meßgrößen werden zu Kennzahlen, wenn dabei die zu gebende In- 
formation durch Zahlen verdeutlicht wird, Wenn aber die Zielformulierung keine unmit- 
telbare Messung der Zielerreichung durch Kennzahlen zuläßt/ gleich wohl aber eine Infor- 
mation über den Stand der Zielerreichung notwendig ist, muss versucht werden, über 
Hilfsgrößen (Indikatoren) die Zielerreichung zu messen. " 

Und schließlich: 

„Die spezifische Ausgestaltung bleibt jedoch der Gemeinde überlassen. Sie kann dazu 
auch weitere Informationen anhand von Leistungsmerkrnalen geben. Um aber eine tat- 
sächliche Verwertung der Informationen durch die Adressaten zu ermöglichen, müssen in 
der Auswahl der wichtigen Informationen auch die Zwecke der Informationen und deren 
Empfänger berücksichtigt werden. Für diesen Bedarf bietet der Haushaltsplan eine gute 
Basis, der sich dadurch zu einem praktikablen Steuerungsinstrurnent weiterentwickeln 
lässt. " 

Die Gemeinde soll bei der Planung des Ressourceneinsatzes in ihrem Haushalt die quanti- 
tativen und qualitativen Ziele definieren und formulieren, die sie, eingebunden in ihre 
allgemeine Zielsetzung und in ihr Leitbild, mit der als Produktbereich, Produktgruppe o- 
der Produkt definierten Aufgabe erreichen will (zielorientierte Steuerunq). 

Die Gemeinde soll Instrumente entwickeln, die anzeigen können, ob oder bis zu welchem 
Grad das Ziel erreicht wurde (Erfolqskontrolle), Instrumente sind Kontrakte zwischen Rat 
und Verwaltung, Con trollins und Berichtswesen, 



Kennzahlen setzen sich im Regelfall aus mindestens zwei Grundzahlen als mathemati- 
scher Bruch zusammen, die, mit 100 multipliziert auch als Prozentzahl angegeben wer- 
den können. 

Die von der Gemeinde gewählte funktionale Gliederung des Haushaltsplans 
gehend wie nötiq und so qrobmaschiq wie möqlich das Leistungsspektrum der individuell 
vorhandenen Aufgabenerfüllung aussagefähig wiedergeben, um eine qezielte Steuerunq 
zu ermöqlichen. Eine breit anqeleate Informationsfülle innerhalb des Haushaltsplans er- 
schwert grundsätzlich die Steuerung. Sie ist als strategisch ausgerichtetes Instrument 
nur effektiv, wenn sie Veränderungen_überhaupt sichtbar machen k m .  

Die Ziele für die gemeindliche Aufgabenerfüllung die Kennzahlen zur Zielerreichunq 
sind innerhalb der Soll-Vorschrift des 5 12 grundsätzlich vorsecchrieben; sie werden mit 
dem Haushaltsplan dadurch Bestandteil der Haushaltscatzunq. Eine Änderuna der Ziele 
und Kennzahlen zur Zielerreichunq ist eine Änderunq des Haushaltsplans. Inwieweit allein 
dies eine Nachtraqssatzunq erforderlich macht, ist offen, 

Der Gesetzgeber hat keine weiteren Anforderun~en an die Ziele und Kennzahlen hinsicht- 
lich Form, Darstellunq, Inhalt oder Anzahl getroffen. Es werden auch keine Ziele und 
Kennzahlen aus der kaufmännischen Rechnungslegung zwingend vorgeschrieben, wie 
betriebswirtschaftliche Kennzahlen zur Messung der Eigenkapitalquote oder der Rentabili- 
tät. Die Gemeinde kann einen breiten Gestaltunqsspielrau~ hinsichtlich ihrer Zielsetzun- 
gen und Kennzahlen nutzen und individuell auf ihre Bedurfnisse abstimmen. Die Auswahl 
und Anzahl der Kennzahlen hangt damit wesentlich von der Ausprägung der quantitativen 
und qualitativen Zielsetzungen ab, die die Gemeinde fur ihre Aufgabenerfüllung in den 
jeweiligen Steuerungsebenen formuliert hat. 

Bei der Formulierung der Ziele ist zu beachten, dass die Ziele realistisch, erreichbar und 
messbar sind. Die Ziele cind eindeutiq zu beschreiben und zwischen Rat  und Verwaltung 
zu verein baren. 

Zielkonflikte sind zu vermeiden oder durch Kornpromicclösungen oder Prioritätenvorga- 
ben zu lösen. 

Ziele und Kennzahlen stehen in einem engen Zusammenhang zueinander. Eine gezielte 
und auf die Zielerreichung gerichtete Steuerunq kann nur mit  Hilfe einer Überwachunq 
und Auswertuns aqareaierter Kennzahlen effektiv vorgenommen werden. 

Wh hrend die Privatwirtschaft für ihre Exictenzsicherung die wesentlichen Oberziele Kaoi- 
talerhalt und Gewinnmaximierunq anstrebt, verfolgt die Gemeinde bei der gemeindlichen 
Aufgabenerfüllung unterschiedliche Zielr!ch tungen, die nicht ausschließlich auf die finan- 
ziellen Auswirkungen ausgerichtet sind. Hierzu zählen Ziele wie Rechtmaßiqkeit, Zweck- 
mäßiqkeit, Soziale Sicherunq oder Burserzufriedenheit. Diese aualitatcorientierten Ziele 
lassen sich weniger über monetäre Großen messen und bewerten; die Gemeinde muss 
bei der Beschreibung ihrer Kennzahlen geeignete Bezugsgrößen zur qualitativen Messung 
des Zielerreichungsgradec finden (z.B. im Rahmen der Rechtmäßigkei tskontrolle dient die 
Anzahl der erfolgreichen Einsprüche gegen Verwarnungen wegen Verkehrsordnungswid- 
rigkeiten bezogen auf die Anzahl der Verwarnungen insgesamt als Indikator für die Quali- 
tät der Verkehrsüberwachung). 

Jede Kennzahl sollte den Grad der Zielerreichunc: auch ealisticch messen oder als aussa- 
qefähiqer Indikator zur Zielerreichung dienen können. 

Die fur die Kennzahlen verwendeten Grundzahlen müssen eindeutiq beschrieben und sich 
unmittelbar und unverfälscht aus der gemeindlichen Aufgabe, zu der eir! Ziel formuliert 
wurde, herleiten lassen, 



Ziele sind sinnvoll zu o~erationalisieren, Je spezieller die Zielsetzung formuliert ist, desto 
leichter lassen sich Kennzahlen finden, die diese Zielsetzung realistisch messen können. 

Quantitätsrnessunsen sind mengenorientiert und ergeben berechenbare Großen. Mathe- 
matische Gesetze liefern klare Anwendungsregeln, so dass  quantitätsorientierte Kennzah- 
len eindeutig ermittelt werden und den Errreichungsgrad der quantitätsorientierten Ziel- 
setzungen objektiv verdeutlichen können. Ein Soll-1st-Vergleich ist eindeutig vorzuneh- 
men. 

Oualitätsmessunqen sind dagegen stärker subjektiv geprägt, Eine Messung des quantita- 
tiven Erfolges ist im Regelfall lediglich über Indikatoren möglich. Indikatoren sind Kenn- 
zahlen, die eine Auslegung hinsichtlich des Erreichens qualitätsorientierter Zielsetzungen 
erlauben. Bei qualitätsorientierten Zielsetzungen ist es erforderlich, die Qualität der Auf- 
gabe genau zu beschreiben. 

Ein wichtiger Bestandteil der Erfolgskontrolle ist die Beurteiluns der Messersebnisse. Die- 
se werden aufgrund einer Restunsicherheit der Planung im Regelfall von Zielgrößen ab- 
weichen. Um bedeutende und die Zielerreichung gefährdende Abweichungen von unbe- 
deutenden Abweichungen unterscheiden zu können, sind Erheblichkeitsqrenzen festzule- 
gen. 

Erhebliche Abweichun~en sind zu erheben und zu dokumentieren. Ihre Ursachen sind im 
Rahmen einer Problemanalyse zu untersuchen. Hand tunqsmöglichkeiten sind aufzuzei- 
g e ~ .  Wurde e ~ n e  Cteuerunqchandlunq vorgenommen, ist der Erfolg der Handlung eben- 
falls zu konrollieren. Die Erfolqskontrolte, sollte im Rahmen eines standardisierten Be- 
richtswecens regelmäßig auf der Basis von Soll-Ist-Vergleichen durchgeführt werden, 
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1 Einleitung 

Die Neuorganisation des Rechnungswesens im Rahmen des Neuen Kommunalen 
Finanzmanagements (NKF) ist ein schwieriger Prozeß, der als gemeinsamer 
Lernprozeß verstanden und organisiert werden sollte, Phasen des Experimentie- 
rens, Diskutierens und Entscheidens werden sich dabei abwechseln. Eine laufende 
Anpassung dieser Rahmenleitlinie an die sich ändernden Rahmenbedingungen ist 
deshalb erforderlich. 

Die Ziele dieser Rahmenleitlinie sind: 
Unterstützung der dezentralen Ressourcenverantwortung 
Erstellung von aussagekräftigen Bilanzen einschließlich Sicherstellung 
eines einheitlichen Buchungsablaufs und einer einheitlichen Datenhal- 
tung 
Minimierung des erforderlichen Aus- und Fortbildungsaufwands. 

I n  den Rahmenleitlinien werden gesetzliche Regelungen grundsätzlich nicht wie- 
derholt. Es finden lediglich örtliche Konkretisierungen bzw. Klarstellungen statt. 

Alle organisatorischen Regelungen zum Buchungsgeschäft müssen den gesetzli- 
chen Erfordernissen, insbesondere den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung für Kommunen, entsprechen. Darüber hinaus ist bei jeder Regelung eine Ab- 
wägung zwischen den Zielen Sicherheit, Schnelligkeit und Wirtschaftlichkeit erfor- 
derlich. 

Die Prüfungsrechte der örtlichen und überörtlichen Rechnungsprufung sind durch 
Gesetz geregelt und dürfen durch die organisatorischen Regelungen zum Bu- 
chungsgeschäft nicht eingeschränkt werden. 

Zur Unterstützung der Fachbereiche wird die Organisationsein heit Finanzbuch hal- 
tung mit den Aufgaben bereichen Bucliführung, Za hlungsabwicklung und Mahn- 
und Vollstreckungswesen eingerichtet. 

2 Produkte und Kennzahlen 

Das Produkt ist Ausgangspunkt aller Informations- und Entscheidungsprozesse 
und da mit ein wesentliches Cteuerungselement in einer Organisationseinheit. Pro- 
dukte sind der gemeinsame Bezugspunkt für Fachplanung, Leistungs- und Finanz- 
vorgaben, Organisation, Personal-Management, Haushaltsplanung/Rech- 
nungswesen, Berichtswesen/Controlling und Marketing. 

Die Produkthierarchie beinhaltet einen fünfstufigen Aufbau: 

Produktbereich 
Produktgruppe 

+ Produkt 
fi Leistung 

Teilleistung 



Jeder Produktbereich ist genau einem Fachbereich oder dem Ve~ialtungsvorstand 
zugeordnet. Projekte sind zeitlich befristet und werden in die Produkthierarchie 
eingegliedert. Die für Produkte und Projekte festgelegten Ziele werden durch 
Kennzahlen konkretisiert. 

Die Definition von Produkten und Projekten sowie die Erfassung der Kennzahlen 
erfolgt durch die Fachbereiche. 

Die sach bezogene Verantwortlichkeit liegt bei der/m Produktverantwortlichen. 

3 Budgets 

Jedem Produkt und jedem Projekt Innerhalb der Produkthierarchie ist genau ein 
Budget zugeordnet. Diese Budgets belnhalten die Finanzressourcen zur Erreichung 
der Produktziele. 

4 Haushaltsplan 

4.1 Haushaltsplanung 

Die Haushaltsplanung ist wesentlicher Bestandteil der dezentralen Ressourcen- 
verantwortung. 

Die Produktverantwortlichen planen ihre Leistungen und die dafür erforderlichen 
Finanzressourcen für den Haushaltplan des Folgejahres und für den Finanz- 
planungszeitraum. 

Bei der Planung sind auch interne Leistungsbeziehungen sowie bilanzielle Ab- 
schreibungen und Auflösungsbeträge von Sonderposten zu berücksichtigen. 

Aufgabe der Fachbereichsleitung is t  es, die Haushaltsplanung der Produ ktverant- 
wortlichen mi t  den Vorgaben des/der Kämrnerers/in und der politischen Gremien 
(2. B. Eckdatenbeschluss) abzustimmen. 

Zur Unterstützung der dezentralen Haushaltsplanung können Planungsmuster mit 
Vorschlägen und/oder Vorgaben für die doppischen Konten sowie für die Interne 
Leistungsrechnung definiert werden. 

Um eine flexible Haushaltsführung zu ermöglichen, können Deckungssysteme ein- 
gerichtet werden. 

4.2 Über- und außerplanmäßiger Aufwand 

Über die Leistung von unerheblichem über- und außerplanmäßigem Aufwand im 
Sinne der Leitlinien zur Ausführung des Haushaltsplans entscheidet die jeweilige 
Fach bereichsleitung, soweit die Deckung des Mehraufwandes im eigenen Fach be- 
reich gewährleistet ist. 



Is t  die Deckung nicht im eigenen Fachbereich gewährleistet, ist die Entscheidung 
dem/der Kämmerer/in vorbehalten. 

Über erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwand entscheidet der Rat, nach 
vorheriger Beratung im jeweils zuständigen Fachausschuss. 

5 Haushaltsausführung 

5.1 Allgemeine Regelungen 

Alle GeschäfTsvorfälle sind nach dem System der doppelten Buchführung und un- 
ter  Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für Kommunen klar 
ersichtlich und nachprüfbar festzuhalten. 

Für denselben Geschäftsvorfall dürfen Buchführung und Za hlungsabwicklung nicht 
von dem- /derselben BeschäRigten wahrgenommen werden. 

5.2 Verantworttiche/r für die Finanzbuch haltung 

Der/die Leiter/in der Finanzbuchhaltung is t  der/die Verantwortliche für die Finanz- 
buch haltung im Sinne der Gemeindeordnung. 

5.3 Finanzbuchhaltung 

5.3.1 Zuständigkeiten 

Die Fachbereiche haben die Einhaltung der in ihren Budgets zur Verfügung gesteil- 
ten Mittel sicherzustellen. 

Die Finanzbuchhaltung trifft bei der Kontierung von Buchungen die Entscheidung, 
auf welchen Konten (Bestands-, Ergebnis-, Finanzrechnungskonto) und für welche 
Jahre die Buchung erfolgt. 

Die Entscheidung welches Budget, welche Kostenstellen und Kostenträger bei der 
Buchung betroffen sind, wird dezentral im jeweils zuständigen Fachbereich getrof- 
fen. 

I m  Einzelfall sind durch Vereinbarung zwischen der Finanzbuchhaltung und dem 
Fachbereich auch dezentral weitergehende Tätigkeiten im Buchungsgeschäft mög- 
lich. Hier kann z.0. das folgende Verfahren eingesetzt werden : 

i Buchungsmuster (Finanzbuch haltung definiert Vorgaben und/oder 
Vorblendungen, Fachbereich vervollständigt die Kontierung und gibt 
frei) 

Die Freigabe der festgestellten Buchung erfolgt durch die Finanzbuchhaltung , 

5.3.2 Regelungen zu einzelnen Geschäftsvorfällen 



5.3.2.1 zahlungswirksame Ertrage und Aufwendungen 

Zum Zwecke der aktiven Verfügbarkeitskontrolle müssen alle Buchungen, sobald 
sie hinreichend bekannt sind, in der Buchführung erfasst werden, 

Alle Buchungen müssen in dem höchsten möglichen Status unter Angabe eines 
Fällig keitstermins erfolgen. Wird keine Fälligkeit angegeben, wird die Zahlung so- 
fort fällig. 

I n  buchungsbegründenden Unterlagen sind Personenangaben hinreichend zu kon- 
kretisieren, damit sie in der Buchführung eindeutig zuzuordnen sind. 

Wird bei einer Auftragserteilung an Dritte die Auftragsnummer nicht von einer 
speziellen Software vergeben, so gilt die Bupo-ID der Vormerkbuchung als Auf- 
tragsnummer. 

5.3.2.2 Interne Buchungen 

Interne Buchungen sind 
Interne Leistungsverrechnungen (Verrechnung von Leistungen, die eine 
Organisationsein heit für eine andere Organisationsein heit erbringt) und 
sonstige Buchungen, bei denen keine Zahlungen vonlan Dritte erfolgen 
(Abschreibungen, Bestandsänderungen, Aktivierung von Eigenleistungen 
etc.). 

5.3.2.3 Aufträge an Dritte 

Die folgenden Verfahren sind für Aufträge an Dritte zugelassen: 
schriftlich 

s Bestellung im Internet 
telefonisch 

Weitere Verfahren (Teilnahme an Versteigerungen einschließlich Online-Verstei- 
gerungen etc.) dürfen nur nach vorheriger Absprache mi t  der Finanzbuchhaltung 
eingesetzt werden. 

Die Buchungen bei Auftragsvergabe in einer Software für die Auftragsverwaltung 
sind in den normalen Buchungskreislauf zu überführen. Der Einsatz einer solchen 
Software ist mit der Finanzbuchhaltung abzustimmen. 

5.3.2.5 Zusätzliche Finanzierungsmittel 

Zusätzliche Finanzierungsmittel sind: 

Zuwendungen (Zuweisungen und Zuschüsse) 
Erstattungen 
Erträge aufgrund von Vereinbarungen 
Sonstige Finanzierungsmittel (Spenden etc.) 

Für die Ermittlung, die Beantragung, das rechtzeitige Abrufen von Teilbeträgen 
und die Erstellung von Verwendungsnachweisen ist der/die Produktverantwortli- 
che/r zuständig. Sind mehrere Produ ktverantwortliche betroffen, entscheidet die 



Finanzbuchhaltung über die Zuständigkeit. Der/die zuständige Produ ktverant- 
wort(iche kann weitere Organisationseinheiten aufgrund derer Erfahrung in das 
Verfahren ein beziehen. 

5,3.2.6 Ablaufpläne 

Das detaillierte Verfahren bei Buchungen ist in den als Anlage beigefügten Ablauf- 
plänen dargestellt. 

5.3.4 Kredite- und Darlehensverwaltung 

Die Höhe der Kreditermächtigung ergibt sich aus der Haushaltssatzung . Die Ent- 
scheidung zur Kreditaufnahme trifft der/die Kämmerer/in. 

Die Entscheidung über Kredite- und Darlehensvergaben an Dritte trifft der Haupt- 
und Finanzausschuss. 

Die Kredite und Darlehen werden durch die Finanzbuchhaltung verwaltet. 

5.3.5 Vor- und Nebenverfahren 

Buchungen aus Fremdverfa hren werden in die allgemeine Buch haltungssoftware 
importiert. Die Buchung auf den doppischen Ergebnis- und Bectandskonten sowie 
die Za hlungsa bwicklung erfolgen in der allgemeinen Buch haltungssoftware. 

Im Bereich der Bareinzahlungen, insbesondere bei regelmäßigem Eingang von ge- 
ringen Barbeträgen, können Vorverfahren (Topcash etc.) mit  Zustimmung der 
Za hlungsabwicklung eingesetzt werden. 

Die Feststellungsbefugnis bein ha ttet das Recht, einen Za hlungcanspruch oder eine 
Zahlungsverpflichtung rechnerisch und/oder sachlich festzustel ten. Umbuchungen 
und Berichtigungen vorhandener Buchungen sind auch rechnerisch und sachlich 
festzustellen. 

Die Fach bereichsleitung legt die Unterschriftsbefugnicce im Feststellungsverfa hren 
(sachlich und rechnerisch) für ihren Bereich fest. Eine Liste mit Unterschrif- 
tenproben, sofern kein elektronisches FeststelIungsverfahren im Einsatz ist, sind 
der Finanzbuchhaltung und dem Rechnungsprüfungsamt zuzuleiten. 

Beschäftigte dürfen keine Feststellungen vornehmen, wenn sie bei der betreffen- 
den Angelegenheit persönlich oder deren Angehörige beteiligt sind. 

Die vorzunehmenden Feststellungen dürfen von einer oder mehreren Personen im 
Rahmen ihrer Befugnis bestätigt werden. 

Sachliche und rechnerische Prüfungen durch Dritte (Architekte, Ingenieure etc.) 
sind durch Vertrag zu regeln und durch einen feststellungcbefugten Beschäftigten 
zu bestätigen. 



Feststellungen bedürfen einer begründenen Unterlage (Beleg). Belege können sein 
Dateien, gescannte Schriftstücke, schriftliche Unterlagen etc. 

Abtretungserklärungen und Vollmachten sind der jeweiligen Buchung im Doku- 
mentenmanagementsystem als Beleg beizufügen. 

5.3.6.1 Sachliche Feststellung 

Mit der Bescheinigung der sachlichen Feststellung übernimmt der Feststeller die 
Verantwortung für alle in den Belegen enthaltenen Angaben. Die Verantwortung 
erstreckt sich insbesondere darauf, dass 

für die zu erhebenden Einzahlungen oder die zu leistenden Auszahlungen 
ein sachlicher und rechtlicher Grund vorliegt, 
nach den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit verfahren 
worden ist, 
es sich bei dem bezeichneten Zahlungsempfänger u m  den Empfangsberech- 
tigten handelt, 
die zugrunde liegende Lieferung oder Leistung sachgemäß und vollständig 
sowie dem Auftrag entsprechend erbracht worden ist, 
die Konten und der Betrag richtig sind und die Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung stehen, 
die Preise den vereinbarten Konditionen entsprechen, 
Skonti, Rabatte oder Sondervergünstigungen berücksichtigt wurden, 
evtl. Garantiebedingungen festgelegt sind und 

i bei Auszahlungen für Instandsetzungen oder für den Ersatz unbrauchbar 
gewordener Gegenstände die Ersatzpflicht eines Dritten einschließlich Ver- 
sicherung nicht in Betracht kommt. Ist die Ersatzpflicht ganz oder teilweise 
gegeben, so ist das unter Angabe des Umfangs bei der Feststellung zu ver- 
merken. 

Der die sachliche Feststellung Bescheinigende hat bei jeder Lieferung oder Leis- 
tung den Verwendungszweck anzugeben, wenn dieser aus den Belegen nicht zu 
erkennen ist. 

5.3.6.2 Rechnerische Feststellung 

Mit der Bescheinigung der rechnerischen Feststellung übernimmt der Feststeller 
die Verantwortung insbesondere dafür, dass 

die in den Belegen enthaltenen Berechnungen richtig sind, 
alle den Berechnungen zugrunde liegenden Zahlen (Einheitspreise, Mengen 
etc.) richtig sind und 
die in den Belegen zugrunde liegenden Berechnungsgrundlagen (Besol- 
dungsordnungen, Tarifvertrage, Vereinbarungen etc.) richtig angewendet 
sind. 

Abweichungen vom Rechnungsbetrag zum Feststellungsbetrag sind zu dokumen- 
tieren. 

5.3.6.3 Belegablage 

Buchungsbelege werden nach der gesicherten Archivierung in einem Dokumen- 
tenmanagementsystem vernichtet. 



Im Falle von Belegen über 20 DIN-A4-Seiten oder mit umfangreichen bzw. nicht 
archivierbaren Anlagen (Pläne, Stundennachweise, Aufrnasspläne, Wiegescheine 
etc.) kann auf eine komplette Archivierung verzichtet werden. Hier wird ein Deck- 
blatt mit identifizierenden Merkmalen unter Angabe der genauen Fundstelle der 
Originale archiviert. Die Originalbelege verbleiben unter Beachtung der Auf- 
bewahrungsvorschriften irn jeweiligen Fachbereich. 

5.3.7 Zahlungsabwicklung 

Die Ein- und Auszahlungen erfolgen durch die Zahlungsabwicklung. Dazu gehört 
auch die Neuanlage und Pflege von Personendaten in der allgemeinen Buchhal- 
tungcsoftware, wobei die Finanzbuchhaltung auch andere Organisationsein heiten 
hiermit beauftragen kann. 

Die weiteren Aufgaben der Zahlungsabwicklung sind das Mahn- und Vollstre- 
ckungswesen sowie die Abwicklung fremder Zahlungsgeschafte. 

Die Aufgabenvertellung und die Festlegung der organisatorischen Abläufe inner- 
halb der Zahlungsabwicklung erfolgt durch den/die Verantwortliche/n für die Zah-  
lungsabwicklung . 

Umstände, die die Kassensicherheit gefährden, sind dem/r Verantwortlichen für 
die Za hlungsa bwicklung unverzüglich mitzuteilen. 

5.3.7,l Ein- und Auszahlungen 

Zur Sicherstellung von Einzahlungen sind alle Forderungen, die nicht bereits durch 
Barzahlungen beglichen sind, in Einzelbuchungen zu erfassen. 

Die Ein- und Auszahlungen werden täglich gebucht. Über alle Buchungen wird täg- 
lich ein Abschluss gefertigt. Die Tagesabschlüsse werden von dem/der auf- 
stellenden Mitarbeiterlin und dem/r Verantwortlichen für die Zahlungsabwicklung 
abgezeichnet. Die Zahlungsabwicklung stimmt mindestens monatlich den Saldo 
der Finanzrechnungskonten mit dem Ist-Bestand der Finanzmittel ab. 

Bargeld und sonstige Zahlungsmittel dürfen nur von ausdrücklich damit beauftrag- 
ten Beschäftigten angenommen werden und sind gesichert aufzubewahren. Ein- 
gänge von Bargeld sind gesondert zu dokumentieren. Die Vollstreckungsbeamten 
quittieren ausschließlich auf besonderen, nummerierten Durchschreibequittungen. 
Die gelieferten Quittungsblocks sind unter  Verschluss zu nehmen. Entnahmen sind 
zu dokumentieren. Dies gilt auch für Gebührenmarken. Der Bedarf an Gebuhren- 
marken U. ä. ist durch den Fachbereich rechtzeitig zu melden. 

GeldtranspoRe bis zu einer Summe von 5.000 f kijnnen von einem Beschäftigten, 
Geldtransporte darüber hinaus müssen von zwei Beschäftigten ausgeführt werden. 

Wechsel dürfen nicht als Zahlungsmittel angenommen werden. 

Auf angenommene Schecks dürfen keine Auszahiungen geleistet werden. 



Barzahlungen und Scheckübergaben an Dritte sollen von diesen bestätigt werden. 
Die für den laufenden Dienstbetrieb nicht benötigten Vordrucke für Schecks sind 
unter Verschluss zu halten. 

Über die Einrichtung und Auflösung von Konten entscheidet der/die Kämmerer/in. 

Die Verfügung über Guthaben und die Anerkennung, Einrichtung und Auflösung 
von Konten bedarf jeweils zweier UnterschriRen. Dazu berechtigt sind der/die Ver- 
antwortliche für die Zahlungsabwicklung und sein/e Vertreterlin. Weitere Mitarbei- 
ter/innen werden von dem/r Verantwortlichen für die Finanzbuchhaltung ermach- 
tigt. 

Zahlungsaufträge sind von zwei dazu ermächtigten Beschäftigten abzuzeichnen. 
Dies gilt auch für die zwei Unterschriften auf dem Datenbegleitzettel bei elektro- 
nischer Weiterleitung von Buchungen an Banken, Für die elektronische Unter- 
schrift für das Kreditinstitut reicht eine Unterschrift aus. 

In Ausnahmefällen (besonders eilige Auszahlungen) dürfen Überweisungen per 
,,InternetX' unter Verwendung der üblichen Sicherheitscodes durch den/die Verant- 
wortlicheln für die Zahlungsabwicklung durchgeführt werden. Auf der Buchungs- 
bectätigung haben zwei dazu ermächtigte Beschäftigte abzuzeichnen. 

Einzugs- und Abbuchungsermächtigungen dürfen nur durch Doppelunterschrift der 
dazu ermächtigten Beschäftigten der Zahlungsa bwicklung erteilt werden. 

I n  Ausnahmefällen (z. B. Einkauf im Internet) können Beschäftigte durch den/die 
Kämmererlin ermächtigt werden, Zahlungen per Kredit-/Guthabenkarte 0.ä. zu 
leisten. 

Nicht benötigte Zahlungsmittel sollen zinsbringend angelegt werden, Zahlwegum- 
buchungen dürfen von dem/r Verantwortlichen für die Zahlungsabwick~ung per 
,,Internet" unter Verwendung der üblichen Sicherheitscodes durchgeführt werden. 

Die Zahlungsfähigkeit ist durch den/die Verantwortliche/n für die Za hlungsabwick- 
lung sicherzustellen. Dazu wird von dem/r Verantwortlichen für die Zahlungsab- 
wicklung eine ständig fortlaufende Liquiditätsplanung gefü htt. Kassen bestandsver- 
stärkungen durch Kredite können von dem/r Verantwortlichen für die Zahlungs- 
abwicklung vorgenommen werden. Über längerfristige Kassenbestandsverstärkun- 
gen ist der/die Kämmererlin zu informieren. 

Zur Annahme von Bargeld können Zahlstellen eingerichtet werden. Die mit diesen 
Za hlungsgeschäften zusätzlich betrauten Beschäftigten in den Fachbereichen wer- 
den dazu von dem/r Verantwortliche/n für die Zah\ungsabwicklung ermächtigt. In  
Angelegenheiten der Zahlungsgeschafte unterstehen diese dem/r Verantwortlichen 
für die Za hlungsa bwicklung. Bei Wechseln von Beschäftigten der Zahlstellen ist die 
Übergabe zu dokumentieren. Für Zahlstellen sind Kassenbücher zu führen, die 
zum 31.12. eines jeden Jahres abzuschießen sind. Änderungen sind zu dokumen- 
tieren. Der Kassenbestand ist, sofern Umsätze getätigt sind, täglich festzustellen. 
Fehlbestände sind der Zahlungsabwicklung unverzüglich mitzuteilen. 
Der Bargeldbestand ist in einem sicheren Behältnis zu verwahren und spätestens 
zum 31.12. eines jeden Jahres bei der Hausbank einzuzahlen. Übersteigt der Bar- 
bestand bei Geschäftsschluss 1.000 E, ist er ebenfalls bei der Hausbank ein- 



zuzahlen. Ein anderer Höchstbetrag kann im Einzelfall durch die Finanzbuchhal- 
tung festgesetzt werden. 

Derjdie Verantwortliche für die Zahlungsabwicklung kann Zahlstellen unvermutet 
prüfen. 

Die lahresabstirnmung der Konten für den Jahresabschluss erfolgt durch die Zah- 
lungsabwicklung. 

5.3.7.2 Vorschüsse 

Zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs kann die Zahlungsabwicklung Hand- und 
Wechselgeldvorschüsse gewähren. Handvorschüsse werden bestimmten Dienst- 
stellen oder einzelnen Beschäftigten zur Leistung geringfügiger, regelmäßig anfal- 
lender Barausza hlungen (Porto, Frachtkosten etc.) gewahrt. Wechselgeld- 
vorschüsse werden zum Zwecke des Geldverkehrs gewahrt. 

Mit  Zahlungsgeschäften betraute Beschäftigte in den Vorschusskassen der Dienst- 
stellen werden dazu von dem/r Verantwortlichen für die Zahlungsabwicklung er- 
mächtigt. 

Für Vorschusskassen sind Kassenbücher zu führen, die zum 31.12. eines jeden 
Jahres abzuschließen sind. Änderungen sind zu dokumentieren. Der Kassen- 
bestand ist, sofern Umsätze getätigt sind, täglich festzustellen. Fehlbestände sind 
der Za hlungsabwickiung unverzüglich mitzuteilen. 

Der Bargeldbestand ist in einem sicheren Behältnis zu verwahren und spätestens 
zum 31.12. eines jeden Jahres bei der Hausbank einzuzahlen. Übersteigt der Bar- 
bestand bei Geschäftsschluss 1.000 £, ist er ebenfalls bei der Hausbank einzuzah- 
len. Ein anderer Höchstbetrag kann im Einzelfall durch die Finanzbuchhaltung 
festgesetzt werden. 

Bei Wechseln von Beschäftigten der Vorschusskassen ist die Übergabe zu doku- 
mentieren. 

Der/die Verantwortliche für die Zahlungsabwicklung kann Vorschusskassen un- 
vermutet prüfen. 

Dienstreisevorschüsce sollen erst ab einem Betrag in HDhe von 100 € gewährt 
werden. Der Dienstreisevorschuss ist auf das Privatkonto der/s Beschäftigten zu 
überweisen. I m  Falle einer kurzfristig anzutretenen Dienstreise kann der Vor- 
schuss auch per Scheck ausgezahlt werden. 

Der/die Verantwortliche für die Zahlungsabwick~ung kann weitere Regelungen zur 
Behandlung von Vorschüssen treffen. 

5.3.8 Verwahrung und Verwaltung von WertgegenstSnden/Unterlagen 

Wertgegenstände, Bürgschaften und besonders zu verwahrende Unterlagen nach 
der GemeindehaushaItcverordnung (Bilanzen etc.) werden von der Finanzbuchhal- 



tung sicher verwahrt. Ein- und Auslieferungen erfolgen nur  gegen Anordnung und 
Empfangsbestätigung. 

Fundgegenstände mit Ausnahme von Geldbetragen werden vom zuständigen 
Fachbereich verwahrt. 

Ein- und Auszahlungen auf Sparbüchern erfolgen über städtische Girokonten. 
Erhaltene Zinsleistungen für  Wertgegenstände sind jährlich zu buchen. 

Private Zahlungsmittel und Wertgegenstände dürfen nicht in Behältnissen der Fi- 
nanzbuchhaltung aufbewahrt werden. 

5.4 Mahn- und Vollstreckungswesen 

Mahn- und Vollstreckungsverfahren für öffentlich-rechtliche und privatrechtliche 
Forderungen sind monatlich von der Zahlungsa bwicklung durchzufu hren. Die Voll- 
steckung von Unterhaltsansprüchen nach dem Sorialgesetzbuch kann durch den 
zuständigen Fachbereich erfolgen. In  unklaren Fällen ist  das Einvernehmen m i t  
dem Fachbereich ,,Recht und Ordnung" herbeizuführen. 

Befinden sich Forderungen aus regelmäßigem Bezug von Dienstleistungen in der 
Vollstreckung, i s t  der/die betroffene Produktverantwortliche/r zu informieren, da- 
mi t  ggf. der Dienstleistungsbezug überprüft werden kann. 

I n  der Vollstreckung können haupt- und nebenamtliche Vollziehungsbeamte ein- 
gesetzt werden. 

Die Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und der Erlass der Mahn- und Voll- 
streckungsgebühren sowie sonstiger Nebenforderungen erfolgt durch die Zah- 
Iungsabwicklung. 

Die Za hlungsa bwicklung führt ihren Schriftwechsel in  Vollstreckungs- 
angelegenheiten unter der Bezeichnung 

Stadt Rheine 
Der/Die Bürgermelsterlin 
Finanzbuchhaltung - Zahlungsabwicklung 
als Vollstreckungsbehörde 

Wird die Hauptforderung beglichen, sollen evtl. Ansprüche aus Nebenforderungen 
bis zum Betrag von 5 € nicht weiterverfolgt werden. Tritt eine erneute Sgumnis 
auf, werden diese Nebenforderungen wieder mitverfolgt. 

Hauptforderungen bis zu einer Gesamtsumme aller Forderungen von 3 € sind 
Kleinbeträge, dle nicht gemahnt und vollstreckt werden. 



5.4.1 Zahlungserleichterungen 

I m  Rahmen einer sparsamen und wirtschaftlichen Hauchaltsführung werden die 
Forderungen der Stadt rechtzeitig, d. h. unverzüglich bei Fälligkeit und vollständig 
eingezogen. Durch Zahlungserleichterungen wie Stundung, Niederschlagung, Er- 
lass und Aussetzung der Vollziehung kann hiervon abgewichen werden. 

I n  diesem Zusammenhang wird insbesondere auf die Vorschriften der Abgaben- 
ordnung, des Baugesetzbuches, des Kommunalabgabengesetzes, des Grundsteu- 
ergesetzes und der Gemeindehaushaltsverordnung hingewiesen. 

5.4.1,l Stundung 

Durch eine Stundung wird die Fälligkeit hinausgeschoben und damit die Zahlungs- 
frist verlängert. Für die Dauer einer gewährten Stundung werden Zinsen erhoben. 
Is t  der Zinssatz gesetzlich nicht festgelegt, beträgt er 0,5 O/O j e  Monat. Bei privat- 
rechtlichen Forderungen kann vertraglich davon abgewichen werden. Auf die Zin- 
sen kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach Lage 
des einzelnen Falles unbillig wäre. 

Entscheidungsbefugnis, soweit keine anderen Regelungen gesetzlich oder im Orts- 
recht getroffen sind : 

bis zum Betrag von 15.000 € 
und bis zu 12 Monaten Fach bereichsleitung 
bei einem Betrag über 30.000 € 
und über 12 Monate hinaus Kämmerer/in mit Information HFA 
ansonsten Kämmerer/in 

Befindet sich die Forderung in der Vollstreckung, ist durch den Fachbereich vor der 
Stundung das weitere Verfahren mit  der Zahlungsabwicklung abzustimmen. 

5.4.1.2 Niederschlagung 

Niederschlagung von Forderungen bedeutet die befristete oder unbefristete Zu- 
rückstellung der zwangsweisen Beitreibung des fälligen Anspruchs. Sie ist eine 
verwaltungsinterne Maßnahme und bedarf keiner Mitteilung an den/die Schuld- 
nerlin. Voraussetzung für die Niederschlagung ist, dass die zwangsweise Beitrei- 
bung des Anspruchs entweder erfolglos war oder voraussichtlich sein wird oder 
nur unter unvertretbar hohen Kosten möglich wäre, d. h. die Kosten der Einzie- 
hung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen. 

Niedergeschlagene Forderungen sind vor Eintritt der Verjährung durch den Fach- 
bereich zu prüfen, 

Entscheidungsbefugnis 
bis zum Betrag von 1.000 € 
bis zum Betrag von 5.000 € 
ansonsten 

Fach bereichsleitung 
Kämmerer/in 
H FA 



5.4.1.3 Erlass 

Durch einen Erlass verzichtet die Stadt ganz oder teilweise auf eine ihr zustehen- 
de, noch offene Forderung. Die von einem Erlass betroffenen Ansprüche erlöschen. 

Entscheidungsbefugnis 
bis zum Betrag von 1.000 f Fach bereichsleitung 
bis zum Betrag von 5.000 € Kammererlin 
ansonsten H FA 

Der Erlass von Forderungen der Stadt gegenüber Rats- und Ausschußmitgliedern 
und den leitenden Dienstkräften der Stadt bedarf der Genehmigung durch den Rat 
der Stadt Rheine. 

5.4.1.4 Aussetzung der Vollziehung 

Bei der Aussetzung der Vollziehung verzichtet die Stadt Rheine befristet auf die 
Durchsetzung einer bestehenden Forderung, solange der Erfolg eines Rechtsbe- 
helfsverfa hrens zweifelhaft ist. 

Entscheidungsbefugnis 
i solange kein gerichtliches Verfahren 

anhängig ist Fach bereichsleitung 
soweit ein gerichtliches 
Aussetzungsverfahren oder ein 
Verwaltungsstreitverfa hren 
anhängig ist Fachbereich ,,Recht und Ordnung" 

Die Festsetzung von Aussetzungszinsen erfolgt durch den Fachbereich. 

Aufgabe der Anlagenbuch haltung ist die buchmäCJige Erfassung und Fortschrei- 
bung des Anlagevermögens und der Sonderposten (Zuwendungen etc.), 

Die Führung der Anlagen buchhaltung erfolgt durch die Finanzbuch haltung. Dazu 
gehört insbesondere 

die Pflege von Stammdaten (Abschreibungsarten etc.), 
die Anlage und Pflege von Anlagegütern und Sonderposten, 
die Zuschrcibungen auf Anlagegüter und Sonderposten, 
die Ermittlung von bilanziellen Abschreibungen und Auflösungsbeträgen 
von Sonderposten, 
die Führung der gesetzlich geforderten Nachweise und Bestandsver- 
zeichnisse. 

Die Fachbereiche haben die Finanzbuchhaltung frühzeitig im Rahmen der Haus- 
haltsplanung über geplante Investitionen oder Sonderposten zu informieren. I m  
Ausnahmefall (Investition bzw. Sonderposten, die bei der Haushafsplanung noch 
nicht bekannt waren) ist die Finanzbuchhaltung spätestens vor Auftragserteilung 
zu beteiligen. 



Die Finanzbuchhaltung kann die Fachbereiche mit der Wahrnehmung weiterer Tä- 
tig keiten beauftragen. 

5.6 Lagerbuchhaltung 

Über die Einrichtung einer Lagerbuch haltung entscheidet bei Bedarf die Fach be- 
reichsleitung , 

A r t  und Umfang sind mit der Finanzbuchhaltung abzustimmen. Die bestehenden 
Inventurregelungen sind zu beachten. 

5.7 Steuerpflichten 

Die Finanzbuchhaltung ist verantwortlich für alle Steuerpflichten der Stadt und der 
von ihr verwalteten Stiftungen. Mit der Bearbeitung folgender Steuerarten sind die 
nachfolgenden Fachbereiche beauftragt: 

i Grunderwerbssteuer 
Fachbereich ,,Wohn- und Grundstücksmanagement" 

i Grundsteuer der jeweilige Fachbereich 
i Kraftfahrzeugsteuer 

der jeweilige Fachbereich 
Lohnsteuer Fachbereich ,,Interner Service" 

Die Finanzbuch haltung kann die Fachbereiche mit  der Bearbeitung weiterer Steu- 
erarten beauftragen. 

Die Finanzbuchhaltung bzw. die beauftragten Fachbereiche legen ggf. Rechtsbe- 
helfe gegen Steuerbescheide ein. 

Die Fachbereiche, Betriebe und Einrichtungen haben ihre Angaben und Unterlagen 
rechtzeitig der Finanzbuchhaltung zuzuleiten. Dies gilt auch für Veränderungen im 
Tätigkeitsbereich, die auf die Entstehung oder den Wegfall eines Betriebes ge- 
werblicher Art (nachhaltige wirtschaftliche Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen) 
schließen lassen. 

Alle beim Abschluss und bei der Abwicklung von Verträgen auftretenden steuerli- 
chen Probleme und Zweifelsfragen sind mit  der Finanzbuchhaltung zu klären. 

Die Finanzbuchhaltung kann weitere Regelungen für die Fachbereiche, Betriebe 
und Einrichtungen treffen. 

Die Rechnungsprüfung ist bei Betrie bsprüfungen durch das Finanzamt zu beteili- 
gen. 

5.8 Kostenrechnung 

Für Produkte von kostenrechnerischen Einrichtungen ist eine Kostenrechnung 
durchzuführen. 

Ob und für  welche weiteren Produkte eine Kostenrechnung eingerichtet wird, be- 
stimmt die Fach bereichsleitung , 



Über die Einrichtung von Kostenarten entscheidet die Finanzbuchhaltung, über die 
Einrichtung von Kostenstellen und Kostenträgern entscheiden die Fachbereiche. 

Die Stammdaten der Kostenrechnung (Kostenart, Kostenstelle, Kostenträger) 
werden in der Finanzbuchhaltung gepflegt. 

Die Auswertung der Kostenrechnung erfolgt durch die Fachbereiche. 

Einzelheiten zur Durchführung der Kostenrechnung ergeben sich aus der Rah- 
menleitlinie ,,Kostenrechnungn. 

5.9 Vergabewesen 

Die Zentrale Vergabestelle der Stadt Rheine ist dem Fachbereich ,,Planen und Bau- 
en" zugeordnet. 

Weitere Vergabestellen können eingerichtet werden. I n  diesem Fall kann die Zent- 
rale Vergabestelle als Serviceeinrichtung in das Verfahren ein bezogen werden. 

Die Schulen sind Vergabestellen der Stadt Rheine. Derjdie Schulleiter/in ist er- 
mächtigt, im Rahmen des zur Verfügung gestellten Budgets Aufträge zu erteilen. 
Bei Aufträgen über 7.500 € sind vor der Ausschreibung die A r t  und die Form der 
Vergabe mit der Zentralen Vergabestelle abzustimmen. 

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Richtlinie für das Vergabewesen. 

6 Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss besteht aus der Bilanzerstellung, dem Abschluss der Ergeb- 
nisrechnung (einschl. Teilrechnungen), dem Abschluss der Finanzrechnung 
(einschl. Teilrechnungen) und der f rstellung der Anlagen. 

Der Jahresabschluss wird durch die Finanzbuchhaltung aufgestellt. Die Fach berei- 
che haben die dafür notwendigen Informationen zur Vetfügung zu stellen. 

Die Finanzmittelkonten sind zum 31.12, eines jeden Jahres formell festzustellen. 

Die Entscheidung, welche Ermächtigungen übertragen werden, treffen die Fach- 
bereichsleitungen. Der/Die Kämmererlin kann im Rahmen der Missbrauchsaufsicht 
i m  Einzelfall korrigierend eingreifen. 

7 Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung 

Verantwortliche Organisationseinheit für die allgemeine BuchhaItungssoftware und 
für sonstige stadtweit eingesetzte Verfahren irn Finanzbereich ist die Finanzbuch- 
haltung, für Verfahren, die nur in einem Fachbereich eingesetzt werden, der jewei- 
lige Fachbereich. 



Bei der Auswahl neuer Programme sind der Fachbereich ,,Interner Service" und die 
Finanzbuchhaltung zu beteiligen. 

Die Verfahren müssen durch die verantwortliche Organisationseinheit geprüft und 
freigegeben sein. Für die allgemeine Buchhaltungssoftware ist außerdem eine Un- 
bedenklichkeitsbescheinigung der Rechnungsprüfung erforderlich. 

Durch die Vergabe von Rechten auf Masken sowie auf Budgets und Konten sind 
die Berechtigungen der Organisationseinheiten festzulegen. 

I n  den Verfahren ist zu dokumentieren, welche Organisationseinheit wann einen 
Datensatz angelegt und die letzte Änderung vorgenommen hat. 

Durch die Vergabe von Passwörtern ist die Zugriffs-, Eingabe- und Benutzerkon- 
trolle zu gewährleisten. 

Elektronische Signaturen müssen mindestens während der Dauer der Aufbe- 
wa hrungsfristen nachprüfbar sein. 

Datenverarbeitungseinrichtungen und -systeme sowie andere technische Hilfs- 
mittel sind gegen unbefugte Benutzung zu sichern. 

Die gespeicherten Daten sind in die üblichen Sicherungsmaßna hmen des allge- 
meinen Datenbestandes der Stadt Rheine (täglich, wöchentlich, monatlich) ein- 
zubeziehen. 

Die Verwaltung von Informationssystemen und automatisierten Verfahren ist or- 
ganisatorisch von der fachlichen Sachbearbeitung und der Erledigung der Auf- 
gaben der Finanzbuchhaltung abzugrenzen. 

Zur Unterstützung des Buchungsgeschäftes (Reduzierung der Anzahl notwendiger 
Druckexemplare von za hlungsbegründenden Unterlagen) können ein Doku- 
mentenmanagementsystem sowie ein elektronisches Feststellungsverfahren ein- 
gesetzt werden, In  diese Verfahren ist die Rechnungsprüfung einzubinden. 

8 Sch lussvorsch riften 

Diese Rahmenleitlinie gilt für alle Bereiche der Stadtverwaltung einschließlich der 
Regiebetriebe und bisheriger Nebenhaushalte. Auch bei Zahlungen für andere In -  
stitutionen sind sie anzuwenden. 

Diese Rahmenleitlinie tritt arn 01.01.2006 in Krafi. Die folgenden bisherigen 
Dienstanweisungen werden gleichzeitig außer Kraft gesetzt: 

B 10-01 : Dienstanweisung über Stundung, Niederschlagung, Freistellung 
und Erlass von Forderungen und Abgaben der Stadt Rheine sowie über die 
Aussetzung der Vollzie hung von Bescheiden über die Festsetzung öffentli- 
cher Abgaben 
B 10-02: Dienstanweisung für das Anordnungswesen 

i B 10-12: Dienstanweisung für die Erhebung von Verwaltungsgebühren mit 
Postalia-Gebührenstempelmaschinen 



B 20-01: Dienstanweisung zur Einwerbung zusätzlicher Finanzierungsmittel 
einschl. des sparsamen und wirtschaftlichen Mitteleinsatzes 
B 20-02: Dienstanweisung für die Erfüllung der Steuerverpflichtungen der 
Stadt Rheine 
B 21-01 : Dienstanweisung für die Stadtkasse Rheine 
B 21-03: Dienstanweisung für die Zahlstellen und Handvorschüsse (Wech- 
selgeldvorschüsse) der Stadt Rheine 

i B 21-04: Dienstanweisung über die Einleitung der Zwangsvollctreckung pri- 
vatrechtlicher Geldforderungen bei der Stadt Rheine 
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Ra hmenleitlinie ,,Ausführung des Haushaltsplans" 
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1. Vorbemerkungen 

Leitlinien sind ein Steuerungsinstrument der Organisation. Die Organisation ist 
ein "lernendes System", das sich im Wechselspiel seiner Umgebung ständig ver- 
ändert. Demzufolge werden Leitlinien den sich ändernden Rahmenbedingungen 
laufend anpassen müssen. Deshalb sollten sie von allen Beteiligten als flexibles, 
anpassungs- und entwicklungsfähiges Instrument verstanden werden. 

Im Rahmen der Budgetierung wird die Verantwortung für die finanziellen Res- 
sourcen auf die Fachbereiche dezentralisiert. Damit sollen deren Kompetenz und 
Verantwortung bei Verfolgung folgender Ziele gestärkt werden: 

Flexibilität 
Unabhängigkeit 
Effektivität 
Effizienz. 

Flexibilität und Unabhängigkeit sind dabei unabdingbare Voraussetzungen auf 
dem Weg zu mehr Wirtschaftlichkeit. 

Diese Leitlinien sollen den Rahmen bilden, innerhalb dessen die Fachbereiche den 
vorgenannten Ansprüchen und Zielen bei der Ausführung des Haushaltsplanes 
gerecht werden können. 

Aufgabe dieser Leitlinien ist es nicht, alles und möglichst noch bis ins einzelne 
gehende regeln zu wollen, Sie sollen den Fachbereichen im Hinblick auf eine effi- 
ziente Aufgabenwahrnehmung Handlungsfreiheiten und Entccheidungskompeten- 
zen einräumen, die notwendig sind, um die vom Rat festgelegten Budgets umzu- 
setzen und um aktiv, flexibel und schnell auf sich ändernde Anforderungen rea- 
gieren zu können. Im Hinblick auf das Budgetrecht des Rates, die Gleichbehand- 
lung aller Fachbereiche, eines gesicherten Haushaltsausgleichs und die Natwen- 
digkeit zu mehr Transparenz sind dabei einige Bedingungen einzuhalten. 

Die Übertragung von Verantwortung und Kompetenzen und ein Steuern über 
Leitlinien kann nur dann erfolgreich sein, wenn zwischen allen Beteiligten (Rat, 
Verwaltungsführung, Fachbereichsleitung, Mitarbeiter/-innen) ein hohes Maß an 
Vertrauen besteht. Nur dann können die Verantwortlichen auch die gewünschten 
Risiken in Kauf nehmen, um ihren erweiterten Handlungscpielraum im Sinne der 
0.a. Ziele zu nutzen. 

2. Gesetzliche Grundlagen 

Für die Ausführung des Haushaltsplanes gelten die Vorschriften des VI I I .  Teils 
der GO NW sowie die übrigen haushal tsrechtlichen Vorschriften (GemHVO etc.). 



Rahmenleitlinie ,,Ausführung des Haushaltsplans" 
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3. Grundsätze 

Jedem Produkt und jedem Projekt innerhalb der Produkthierarchie ist ge- 
nau ein Budget zugeordnet. 

Die Fachbereiche führen ihre Budgets im Rahmen dieser Leitlinien in freier 
und alleiniger Verantwortung aus. Dies beinhaltet auch Anpassungen von 
Zielen, Leistungsmengen und Kennzahlen, 

Die im Rahmen der Budgetierung in die Fachbereiche übertragenen Kom- 
petenzen cind in der Verantwortung der Fachbereichsleitung unter Berück- 
sichtigung vorhandener Rahmenbedingungen weitestgehend zu dezentrali- 
sieren. 

Durch die auch über das Haushaltsjahr hinausgehende Festlegung der 
Budgets wird den Fachbereichen weitestgehende Planungssicherheit gege- 
ben. Budgeteingriffe sind deshalb nur bei deutlicher Verschlechterung der 
Finanzlage (= Fortfall der "Geschäftsgrundlage") zulässig. 

Es ist Aufgabe der Fachbereiche, bei erkennbaren Abweichungen rechtzei- 
t ig steuernd einzugreifen. 

Die im Laufe des Haushaltsjahres auftretenden normalen Soll-Ist-Abwei- 
chungen nach oben und unten sind innerhalb des Budgets aufzufangen. 
Zusätzliche Mittel werden nur zugeteilt, wenn eine erhebliche Aufgaben- 
ausweitung stattfindet, die für den Fachbereich nicht planbar war und die- 
ser zuvor alle Ausgleichsmöglich keiten ausgeschöpft hat. 

Ein Austausch von Mitteln zwischen verschiedenen Fachbereichen ist nur 
mit Genehmigung des/r Kämmererslin, ggf. nach vorheriger Zustimmung 
des Rates zulässig. 

4. Budgetierung innerhalb eines Fachbereichs 

Die Produ ktverantwortlichen sind für ihre Budgets gegenüber der Fachbereichs- 
Ieitung verantwortlich. 

5. Flexi bilisierung des Haushaltsvol lzuges 

5.1 Weitgehende Deckungsmöglichkeiten 

Innerhalb eines Fachbereichsbudgets cind grundsätzlich alle Aufwendungen ge- 
genseitig deckungsfähig sowie alle Auszahlungen gegenseitig deckungcfähig , 
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Die Deckungsfähig keit kann auf einzelne Budgets innerhalb eines Fachbereichs- 
budgets beschränkt werden. 

Werden einem Deckungssystem auch Ertrags- bzw. Einzahlungskonten zugeord- 
net, sind bei Verfügbarkeitsprüfungen Mindererträge/-einzahlungen zu berück- 
sichtigen. 

Konten der folgenden Bereiche dürfen nicht einem Deckungccyctem mit anderen 
Konten zugeordnet werden: 

Personalaufwand/-erträge, bzw. Personalausza hlungen/-einza hlungen, 
Umsatzsteuer 
Abschreibungen und Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für 
Anlagegüter 

Minderauszahlungen und Mehreinzahlungen aus Investitionstätigkeit dürfen nicht 
für Mehrauszahlungen und Mindereinzahlungen aus laufender Verwaltungstätig- 
keit verwandt werden. 

5.2 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus- 
zahlungen 

Auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beruhende über- und außerplan- 
mäßige Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen gelten 
als unerheblich. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlungen und 
Verpflichtungsermächtigungen gelten als unerheblich, soweit sie im Einzelfall 
i bei einer außerplanmäßigen Aufwendung, Auszahlung oder Verpflichtungs- 

errnächtigung nicht mehr als 50.000 € 
bei einer überplanmäßigen Aufwendung, Auszahlung oder Verpflichtungs- 
ermächtigung mit einem Ansatz bis zu 500.000 € nicht mehr als 50.000 € 
und 
bei einer überplanmäßigen Aufwendung, Auszahlung oder Verpflichtungs- 
ermächtigung mit einem Ansatz über 500.000 € höchstens 10 % des Ansat- 
zes, maximal jedoch 150.000 € 

betragen. 

Über die Leistung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen, Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen entscheidet die Fachbereichsleitung, soweit 
die Deckung der Mehraufwendungen/-auczahlungen in den eigenen Budgets ge- 
währleistet ist. 

Soweit die Deckung der Mehraufwendungen/-auszahlungen nicht in den Budgets 
des Fachbereichs realisiert werden kann, ist die Entscheidung über die Leistung 
über- und außerplanmäßiger Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungs- 
ermächtigungen dem/der Kämmerer/in vorbehalten. 

Die Zuständigkeiten, Entscheidungs- und Verfahrenswege sind in dem als Anlage 
beigefügten ,,Ablaufschema zum Genehmigungsverfahren bei über- und außer- 
planmässigen Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermachtigungen" 
dargestellt. 
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5.3 Ermächtigungsubertragungen 

Die Fach bereichsleitung entscheidet eigenverantwortlich über die Mittelü bertra- 
gung . Im Rahmen einer Missbrauchsaufsicht kann der/die Kämmerer/in im Ein- 
zelfall korrigierend in die Mittelü bertragung eingreifen. 

5.4 Managementbedingte Ergebnisverbesserungen und - 
verschlechterungen 

Um die mit der Budgetierung angestrebten Anreiz- und Sanktionswirkungen 
deutlich zu machen, kann der/die Kämmerer/in bei managementbedingten Er- 
gebnisverbesserungen die Möglichkeit schaffen, nicht verwendete Mittel in das 
nächste Haushaltsjahr zu ü hertragen bzw. bei managementbedingten Ergebnis- 
verschlechterungen im Folgejahr wieder ausgleichen zu können. 

6. Umschichtungen 

Umschichtungen sind Veränderungen - auch über das laufende Haushaltsjahr 
hinausgehend - 

bestehender Prioritäten oder 
beschlossener Maßnahmen und Programme, 

bei denen keine negative Wirkung auf den Haushalt entsteht. 

Dies kann im Wege "neu für alt" entschieden werden. Derartige Veränderungen 
sind gekoppelt an Verminderungen an anderer Stelle innerhalb der jeweiligen 
Budgets des Fachbereiches, Das budgetäre Resultat ist haushaltsneutral. 

Der Fachbereich ist für die Machbarkeit der Verminderung verantwortlich. Auf 
mögliche Konsequenzen und die Bedeutung der Verminderung ist ausdrücklich 
einzugehen. 

Neue Maßnahmen und Programme sind stets vorher vom Rat zu beschließen, 
soweit sie nicht in die Entscheidungszuständigkeit eines Fachausschusses fallen. 
Als solche gelten insbesondere 

i neue Aktivitäten (z.B, Rathauserweiterung), bei denen auch die finanziel- 
len Auswirkungen deutlich gemacht wurden, 
Intensivierung bereits begonnener Maßnahmen (2.6. 100 Kindergarten- 
plätze statt 50) 

i Fortführung bereits begonnener Maßnahmen, für die die vorgesehenen 
Finanzierungsrnittel (2.B. externe Zuwendungen) wegfallen. 

Zuständigkeiten 

Über Umschichtungen entscheidet der für den jeweiligen Fachbereich zuständige 
Fachausschuss, soweit es sich nicht um einfache Geschäfte der laufenden Ver- 
waltung handelt. Bei einfachen Geschäften der laufenden Verwaltung entscheidet 
über Umschichtungen die Fachbereichsleitung. 
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7 .  Plana bweichungen 

Ein Haushaltsplan beruht stets auf Prognosen und Rahmenvorgaben. Bei seiner 
Umsetzung lassen sich Abweichungen auf der Ertrags- wie auf der Aufwandsseite 
nicht immer vermeiden. 

Um Abweichungen rechtzeitig erkennen und darauf ggf. umgehend korrigierend 
eingreifen zu können, haben sich die Fachbereiche regelmäßig über den Stand 
und die voraussichtliche Entwicklung ihrer Aufgabenerfüllung im Rahmen ihrer 
Budgets zu informieren. Der notwendige Informationsbedarf ist beispielsweise 
aus folgenden Fragestellungen zu wichtigen Steuerungsaspekten abzuleiten: 

Welche Leistungsziele, Maßnahmen oder Daten lagen den Finanzzielen 
zugrunde? 
Stimmen diese Daten noch? 

i Sind Anhaltspunkte f ü r  Risikofaktoren erkennbar? 
Entspricht die Umsetzung den festgelegten Leistungs- und/oder Finanzzie- 
Ien? 
Wurden/werden die vorgegebenen Maßnahmen und Leistungen realisiert? 
Wo gibt es Schwierigkeiten oder Engpässe? Ggf, welche? 
Sind Korrekturen im Hinblick auf die festgelegten Leistungs- undloder 
Finanzziele notwendig / möglich / veranlaßt? Ggf. welche? 

Aufgrund der vorliegenden Informationen, insbesondere zu Soll (Planvorgaben) 
und Ist  (Ergebnissen) der Aufgabenerfüllung, sind von den Fachbereichen 
Risiko-, Ursachen- und Abweichungsanalysen vorzunehmen. 

Auf dieser Grundlage sind innerhalb der Fachbereiche Vorschläge zu erarbeiten, 
ob und ggfs, wie Planabweichungen vermieden werden können. 

Sind Planabweichungen unabwendbar, so haben die von der Fachbereichsleitung 
zu bestimmenden Verantwortlichen umgehend die notwendigen Entscheidun- 
gen über die Planabweichungen herbeizuführen. I n  der Regel sind die Ent- 
scheidungen vor der Durch- bzw. Ausführung von Maßnahmen und Leistungen 
einzuholen. Nur ausnahmsweise kann über Abweichungen im nachhinein ent- 
schieden werden, wenn sie 2 . 6 .  erst während der Ausführung einer Maßnahme 
sichtbar werden. 

Abweichungen sind hinsichtlich ihrer Wirkungen zu unterscheiden nach 
einmaligen Abweichungen 
(i.d .R. auf ein Haushaltsjahr bezogen) und 
strukturellen Abweichungen 
(d.h, jährlich wiederkehrend). 

Abweichungen sind aufgrund ihrer Ursachen zu unterscheiden nach 
managementbedingten Abweichungen 
(= endogene Entwicklungen, die vom Fachbereich beeinflußbar sind oder 
beeinflußt wurden) und 

Seite 6 
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nicht managementbedingten Abweichungen 
(= exogene Entwicklungen, die nicht vom Fachbereich beeinflußbar sind 
oder beeinflußt wurden). 

Von der Art her werden finanzwirtschaftliche Abweichungen unterschieden nach 
Mehrerträge/-einza hlungen 

i Mindererträge/-einzahlungen 
Mehraufwand/-auszahlungen 

i Minderaufwand/-auszahlungen. 

Der Umgang mit Abweichungen ist im wesentlichen von ihren Ursachen abhän- 
gig. Es gelten folgende Bedingungen für 

rnanagementbedingte Abweichungen 
Mehrerträge/-einzahlungen und Minderaufwand/-auszahlungen verblei- 
ben in Abhängigkeit von der Haushaltslage bis zu 70 % im Fachbereich 
und können für andere Aufgaben verwendet werden; 
Mindererträge/-einzahlungen und Mehraufwand/-auszahlungen müssen 
in den eigenen Budgets erwirtschaftet werden; 

nicht managementbedingte Abweichungen 
Mehrerträge/-einzahlungen und Minderaufwand/-auszahlungen dienen 
voll der Entlastung des städt. Haushalts; 
Mindererträge/-einzahlungen und Mehraufwand/-auszahlungen sind 
grundsätzlich in den eigenen Budgets abzudecken oder ggf. im Rahmen 
der von dem/r Kämmerer/in oder vom Haupt- und Finanzausschuss er- 
lassenen finanzwirtschaftlichen Vorgaben zu behandeln. 

Zuständigkeiten 

Der Entscheidung durch den Rat vorbehalten sind Abweichungen von den von 
ihm festgelegten Entscheidungen, Normen und Leistungen oder wenn im Einzel- 
fall festgelegt wurde, dass eine Abweichung vom Haushaltsplan vorab durch den 
Rat beschlocsen werden muss. I m  übrigen sind Abweichungen der Entscheidung 
des Fachausschusses vorbehalten, wenn es sich nicht um einfache Geschäfte der 
laufenden Verwaltung handelt. Über diese entscheidet die Fachbereichcleitung. 

8. Finanzwirtschaftliches Berichtswesen 

Unverzichtbare Voraussetzung für die Delegation von Ressourcenverantwortung 
auf die Fachbereiche ist ein aussagefähiges Berichtswesen, 

Das Ziel des Berichtswesens besteht darin, der Verwaltungsfü hrung und dem 
Rat (Ausschüsse) regelmäßig Informationen über den Vollzug und die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Budgets und der Maßnahmenplanung auf Fachbe- 
reichsebene zu liefern, um daraus ableitend einen aktualisierten Gesamtüberblick 
über den Stand und die Entwicklung der städtischen Haushaltswirtschaft zu er- 
halten, damit ein rechtzeitiges Gegensteuern bei Abweichungen und unvorherge- 
sehenen Entwicklungen ermöglicht wird. 
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Demzufolge handelt es sich um ein zweistufiges Berichtswesen. 

Jeder Fachbereich erstellt auf der Basis seiner Budgets einen eigenen Be- 
richt, der zum einen dem Verwaltungcvorstand und zum anderen dem jeweiligen 
Fachausschuss vorzulegen ist. 

Die Fachausschüsse beraten im einzelnen über die Berichte der Fachberei- 
che und beschließen erforderliche Maßnahmen, um eine Einhaltung der Budgets 
zu gewährleisten. 
Dem Haupt- und Finanzausschuss sind von der/m Kämmerer/in in einem Ge- 
samtbericht die Entwicklungen der Budgets darzustellen und ggf. Maßnahmen 
zur Beschlussfassung vorzuschlagen, 

Die Berichte der Fachbereiche sind vierteljährlich mit Stichtag zum 
i 1. April 

1. Juli 
1. Oktober 

eines jeden Haushaltsjahres zu erstellen und spätestens innerhalb von 1 Monat 
nach dem Stichtag vorzulegen. Zu den gleichen Stichtagen ist dem Haupt- 
und Finanzauscchuss zu berichten. 

Die vierteljährlichen Teilberichte umfassen zum einen 
die Berichterstattung über den aktuellen Stand der Budgetabwicklung so- 
wie den Stand der Maßnahmen- und Vorhabendurchführung und zum an- 
deren 
die Darstellung von Abweichungen und neuen Entwicklungen bezogen auf 
das Ifd. Haushaltsjahr und die mittelfristige Finanzplanung, Erläuterung ih- 
rer Ursachen, Information über Konsequenzen (einschl. Folgekosten) und 
Lösungsmöglich keiten, Vorschläge für notwendige Entscheidungen zur An- 
passung des Haushalts- und Finanzplanes. 

Jeder Bericht hat mit einer Prognose des zu erwartenden Ergebnisses zum Ende 
des Haushaltsjahres bzw. des Finanzplanungsjahres abzuschließen. 

Nach Ablauf des Haushaltsjahres, spätestens bis Ende Februar des Folgejahres, 
ist  von den Fachbereichen eine (Teil-)Sahresrechnung aufzustellen, in der die 
Budgets darzustellen sind. 

Die Ergebnisse der (Teil-)lahresrechnung sind von den Fachbereichen in einem 
(Teil-)Jahresbericht zu erläutern. Darin haben die Fachbereiche über die we- 
sentlichen Entwicklungen im Jahrecverlauf zu berichten. Besonderes Gewicht ist 
dabei auf die Offenlegung der Gründe für Planabweichungen sowohl in finanziel- 
ler Hinsicht, wie auch im Hinblick auf die Aufgabeneriüllung und deren Auswir- 
kungen auf künftige Haushalte zu legen, I m  übrigen gelten die Inhalte für die 
Vierteljahresberichte entsprechend. 

Die endgültigen Ergebnisse der Teiljahresrechnungen sind von der/m Kämrne- 
rerlin in eine abschließende Gesamtbudgetübersicht einzuarbeiten und in einem 
dem Rat/HFA vorzulegenden Gesamtjahresbericht, ergänzt um die Ergeb- 
nisse des Sonderbereichs - Zentrale Finanzwirtschaft darzustellen. 
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9. Ausführung der Leitlinien 

Die detaillierte Ausführung der Leitlinien wird über Hinweise und Erläuterungen, 
teilweise auch in jährlichen Rundschreiben (2.B. zum Rechnungsa bschluss) gere- 
gelt. 
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Positionen des Ergebnisplans 

10 = Ordentliche Erträge 

1 Steuern und ähnliche Abgaben 
Steuern sind nach der tegaldefinition des 5 3 Abc. 1 Satz 1 der Abgabenordnung 
,,Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstel- 
len und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnah- 
men allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz 
die Leistungspflicht knüpft". 
Hierzu gehören insbesondere die Realsteuern (Grundsteuer A, Grundsteuer B und 
Gewerbesteuer), die Gemeindeanteile an den Gemeinschaftssteuern (Einkom- 
mensteuer und Umsatzsteuer) und sonstige Gemeindesteuern (Vergnügungssteu- 
er und Hundesteuer). Dazu gehören auch Ausgleichsleistungen, speziell Kompen- 
sationsleistungen nach dem Familienleictungsausgleich. 

2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
Unter die Zuwendungen fallen Zuweisungen und Zuschüsse. Dies sind Finanzhilfen 
zur Erfüllung der Aufgaben des Empfängers. Zuweisungen erhalten die Gemeinden 
von einem anderen öffentlich-rechtlichen Aufgabenträger. Dazu gehören allgemei- 
ne Zuweisungen (2.B. Schlüsselzuweisungen nach dem Gemeindefinanzierungsge- 
setz des Landes) und andere Bedarfszuweisungen für laufende Zwecke. Zuschüsse 
erhalten die Gemeinden dagegen von privaten Personen, Personenvereinigungen 
und Kapitalgesellschaften (z.B, Spende einer Privatperson oder Firma). 
Hierzu gehören auch die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Investi- 
tionszuwendungen. 
Als allgemeine Umlage ist hier die Erstattung aus der Abrechnung des Solidarbei- 
trags nach dem Solidarbeitragsgesetz zuzuordnen. 

3 Sonstige Transfererträge 
Unter Transfer wird im kommunalen Haushaltsrecht NRW die Übertragung von 
Finanzmitteln ohne konkrete Gegenleistung verstanden, soweit es sich nicht um 
Steuern handelt. Volkswirtschaftlich stellen Transfers die Umleitung von Kaufkraft 
ohne die Schaffung zusätzlichen Einkommens dar. Ausgehend von dem verbindli- 
chen Kontenrahmen geht es hier fast ausschließlich um den Ersatz von gewährten 
sozialen Leistungen in und außerhalb von Einrichtungen, 

4 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
Unter die bffentlich-rechtlichen Leistungcentgelte fallen alle öffentlichen Abgaben, 
denen eine konkrete Gegenleistung gegenübersteht (Gebühren) oder die dem Er- 
satz des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung und Eweiterung öffentlicher 
Einrichtungen und Anlagen (Beiträge) dienen. 
Hierzu gehören inbesondere 
Verwaltungsgebühren 
das sind bffentlich-rechtliche Gebühren (Entgelte) für die Inanspruchnahme von 
Verwaltungsleistungen und Amtshandlungen, z. B. Passgebü hren, Genehrnigungs- 
gebühren. 
Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte, 
das sind Entgelte fQr die Benutzung von öffentlichen Einrichtungen und Anlagen 
und für die Inanspruchnahme wirtschaftlicher Dienstleistungen, 2.6.  Entgelte für 
die Inanspruchnahme von Einrichtungen der Abwasserbeseitigung, der Müllabfuhr, 
der Straßenreinigung, der Sondernutzung von Straßen, Eintrittsgelder zu kulturel- 
len Veranstaltungen etc, 
Weiterhin gehören hierzu die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Bei- 
träge (ErschlieOungsbeiträge nach BauGB, Straßenbaubeiträge nach KAG) ent- 
sprechend der Abnutzung der einzelnen E rschließungsanlagen und f rträge aus der 
Auflösung von Sonderposten für den Gebührenausgleich der sogenannten kosten- 



rechnenden Einrichtungen (Abwasserbeseitigung, Müllabfuhr und Straßenreini- 
gung). 

5 Privatrechtliche Leistungsentgelte 
Als privatrechtliche Leistungsentgelte werden diejenigen Entgelte, für die eine 
konkrete Gegenleistung erbracht wird, ausgewiesen, für die es keine öffentlich- 
rechtliche Rechtsgrundlage (Satzung) gibt. Dies sind Erträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundstücken, Wohn- und Geschaftsräumen, von Betriebsanla- 
gen, Garagen, von Reklameflächen. Hierzu gehören auch Entgelte für die Überlas- 
sung von Inventar in vermieteten Räumen. Außerdem Erträge aus Erbbaurecht 
und Erbpacht sowie aus Jagdpacht für eigene Grundstücke. Außerdem Erträge aus 
dem Verkauf von Vorräten (2.B. für Drucksachen aller Art, Familienbücher). 

6 Kostenerstattungen und Kostenum lagen 
Erstattungen erhält die Kommune für Aufwendungen, die sie für eine andere Stelle 
erbracht hat. Die Kommune handelt in diesen Fällen im Auftrag eines Dritten. 
Hierzu gehören insbesondere Erstattungen, die aus der Delegation von den örtli- 
chen oder überörtlichen Trägern der Sozialhilfe obliegenden Aufgaben an die 
Kommune resultieren. Hierunter fallen nicht die Ertattungen für Transferleistun- 
gen. 

7 Sonstige ordentliche Erträge 
Die sonstigen ordentlichen Erträge stellen ein Auffang becken für alle Ertragsarten 
dar, die in den bisherigen Positionen nicht abgebildet werden können. 
Hierzu gehören insbesondere Konzessionsabga ben, Bußgelder, Säumniszuschläge 
und die Verzinsung der Gewerbesteuer. Daneben aber auch Erträge aus der Auflö- 
sung von sonstigen Sonderposten (z.B. Investitionspauschale) oder aus der Ver- 
äußerung von Vermögensgegenständen des Anlagevermögens oder aus der Auflö- 
sung oder Herabsetzung von Rückstellungen und Wertberichtigungen auf Forde- 
rungen. 

8 Aktivierte Eigenleistungen 
Unter Eigenleistungen versteht man Aufwendungen der Verwaltung, die zur Her- 
stellung eines Anlagegutes benötigt werden, dass nicht für einen Verkauf, sondern 
zur Verwendung im Rahmen der Aufga benerfüllung der Kommune bestimmt ist. 
Praktische Relevanz haben die Planungsleistungen der städtischen Ingenieure bei 
der Herstellung, Erweiterung oder wesentlichen Verbesserung von Gebäuden und 
Infrastruktureinrichtungen. 

17 = Ordentliche Aufwendungen 

Personalaufwendungen 
Personalaufwendungen sind alle Aufwendungen, die unmittelbar mit der Beschäf- 
tigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zusammen hangen. Grundsätzlich 
werden die Personalaufwendungen brutto erfasst. 
Weiterhin fallen unter die Personalaufwendungen alle Aufwendungen des Arbeit- 
gebers für die soziale Sicherung der Beschäftigten. Dies sind insbesondere die Ar- 
beitgeberanteile zur Sozialversicherung und die Aufwendungen für Beihilfen. 
Auch die Zuführung von Beträgen zur Pensionsrückstellung für aktiv Beschäftigte 
fällt unter den Personalaufwand. Die Höhe der Zuführung ergibt sich aus einer 
versicherungsmathematischen Berechnung des Barwerts am Ende und am Anfang 
der Rechnungsperiode. Die Bildung von Pensionsrückctetlungen für Beamte ist un- 
abhängig davon, ob die Kommune die Versorgungsbezüge später selbst leistet, 
oder ob sie sich (wie die Stadt Rheine) einer Versorgungskasse angeschlossen 
hat, die über ein Umlageverfahren gedeckt wird. Da die Pensionäre bzw. Hinter- 
bliebenen in jedem Fall einen Anspruch gegenüber dem ursprünglichen Dienst- 
herrn besitzen, ist die entsprechende Verpflichtung auch bei diesem als Pensions- 
rückstellung auszuweisen. Demgebenüber bestehen die Ansprüche der Tariflich 



Beschäffigten auf Zusatzversorgung regelmäßig gegenüber der entsprechenden 
Versorgungskasse, so dass hier die Bildung einer Rückstellung nicht zu erfolgen 
hat. 

Versorgungsaufwendungen 
Als ergebniswirksamer Versorgungsaufwand sind alle Leistungen für die Versor- 
gungsempfänger zu erfassen, für die zuvor Rückstellungen nicht oder nicht in aus- 
reichender Höhe gebildet wurden. 
Nach der Verpflichtung der Kommunen zur Bildung von Pensionsrückctellungen 
sollten die Aufwendungen grundsätzlich bereits während der aktiven Beschäfti- 
gungszeit der Versorgungcempfänger als Zuführung zur Pensionsrückstellung er- 
gebniswirksam geworden sein. Dies trifft sowohl auf die Beamtenpensionen als 
auch auf die Beihilfegewährung für ehemalige Beschäftigte zu. Soweit für die Zah- 
lung der Pensionen ausreichende Rückstellungen zur VerFügung stehen, können 
diese aus der Rückstellung vorgenommen werden und werden damit im Jahr der 
Zahlung nicht noch einmal ergebniswirksam. 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
Hierunter sind alle im  Rahmen der Aufgabenerfüllung erhaltenen Sach- und 
Dienstleistungen, die mit Ressourcenverbrauch verbunden sind, nachgewiesen. 
Diese Aufwendungen sind sehr vielfältig. Die tiefergehende Gliederung des Kon- 
tenplans umfasst 

Aufwendungen für die Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anla- 
gen, 
Aufwendungen für die Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermö- 
gens 

i Mieten und Pachten 
Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Grundstücke und baulichen An- 
lagen 
Aufwendungen für die Unterhaltung des beweglichen Vermögens 
besondere Aufwendungen für Beschäftigte 
besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 
Aufwendungen für sonstige Dienstleistungen. 

14 Bilanzielle Abschreibungen 
Vermögensgegenstände, die dazu bestimmt sind, der Aufga benerfüllung der Ge- 
meinde dauerhaft zu dienen, sind dem Anlagevermögen zuzuordnen. Soweit diese 
Vermögensgegenstände im Rahmen ihrer Verwendung einer regelmäßigen Abnut- 
zung unterliegen oder durch außergewöhnliche Vorfälle verbraucht werden, wird 
die hierdurch verursachte Minderung des Anlagevermögens als bilanrielle Ab- 
schreibung ergebniswirksam nachgewiesen. 
Planmäßige Abschreibungen ergeben sich i.d.R. nach 5 35 Abc. 1 GemHVO durch 
die lineare Verteilung der Anschaffungs- und Herstellungskosten des Anlagever- 
mögens auf die übliche Nutzungsdauer des jeweiligen Vermögensgegenstandes 
(lineare Abschreibung). Die Bestimmung der jeweiligen Nutzungsdauer ist kom- 
munalspezifisch unter Berücksichtigung der vom Innenministerium herausgegebe- 
nen Orientierungstabelle vorzunehmen. Dazu hat jede Kommune eine eigene Ab- 
schreibungstabelle zu erstellen, die als Grundlage für die Berechnung der Ab- 
schreibungen dienen soll. 

15 Transferaufwendungen 
Als Transferaufwendungen werden Übertragungen der Kommune an den öffentli- 
chen oder privaten Bereich erfasst, denen keine Gegenleistung gegenübersteht, 
die aber nicht aus der Steuerpflicht der Kommune resultieren. Grundlage für 
Transferaufwendungen können Rechtsnormen, Ratsbeschlüsse oder auch Verwal- 
tungsentscheidungen sein. Unter Transferaufwendungen fallen insbesondere 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Geleistete Zuwendungen an den öffentlichen Bereich (Zuweisungen) oder 
an den privaten Bereich (Zuschüsse) sind als Transferaufwendungen un- 



mittelbar ergebniswirksam nachzuweisen, soweit keine Aktivierungsfähig- 
keit der Zuwendung vorliegt. Diese Beurteilung erfolgt ausschließlich aus 
der Sicht des Bilanzierenden (der Kommune) und nicht aus Sicht des Zu- 
wendungsernpfängers. Damit ist nicht entscheidend, ob mit der Zuwendung 
beim Empfänger eine Investition finanziert werden soll (sog. Investitions- 
zuschuss) oder ob die Zuwendung beim Emfpanger für eine andere Ver- 
wendung vorgesehen ist. Die Aktivierungsfahigkeit hängt davon ab, ob die 
Kommune durch die Zuwendung selber das wirtschaftliche Eigentum an 
dem Vermögensgegenstand erlangt oder eine über den nächsten Bilanz- 
stichtag hinausgehende Gegenleictungsverpflichtung des Empfängers aus- 
löst, die sie auch tatsächlich, 2.6. durch eine vertraglich vereinbarte Ver- 
pflichtung zur Rückzahlung der Zuwendung, durchsetzen kann. Entschei- 
dend sind die zahlungsbegründenden Unterlagen, i.d .R. der Zuwendungs- 
bescheid. 
Schuldendiensthilfen 
Schufdendiensthilfen stellen eine besondere Form der Zuwendungen dar, 
die auf die Erleichterung des Schuldendienstes beim Emfpänger ausgerich- 
tet ist (2.6. Zinszuschüsse). 
Sozialtransfers 
Wichtigster und umfangreichster Bestandteil der kommunalen Transferauf- 
wendungen sind die Sozialtransfers, die sich i.d.R. aus der Sozialgesetzge- 
bung ergeben. Dies sind insbesondere die Leistungen nach dem Sozialge- 
setzbuch XI I ,  dem JugendwohIfahrtsgesetz, dem Unterhaltssicherungsge- 
setz, dem Asylbewerbeerleistungsgesetz, etc. Das sind alle sozialen Leis- 
tungen, die natürlichen Personen in Form von individuellen Hilfen gewährt 
werden, unabhängig davon, ob es sich um laufende oder einmalige Leis- 
tungen handelt, auch darlehnsweise gewährte Hilfen. 
Umlagen irn Rahmen des Steuerverbundes (Gewerbesteuerumlage, Finan- 
zierungsbeteiligung Fonds Deutsche Einheit) 
Kreisum lage 

i sonstige Transferaufwendungen (z ,B.  Rückerstattung überzahlter Gewer- 
besteuern aus Vorjahren, wenn das Ergebnis nicht mehr korrigiert werden 
kann) 

16 Sonstige ordentliche Aufwendungen 
Diese Aufwendungen stellen ein Sammelbecken für mögliche sonstige Aufwands- 
arten dar, Hierunter fallen 

sonstige Personal- und Versorgungcaufwendungen (sog. Personalneben- 
kosten) 
dazu gehören die Aufwendungen für Personalmaßnahmen (Einstellung, 
Umsetzung, Entlassung), für Aus- und Fortbildung, Fahrt- und Umzugskos- 
ten, für Gesund heitsschutz und Arbeitssicherheit, für Belegschaftsveran- 
staltungen, für Dienstju bilaen 
Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Rechten und Diensten 
dazu gehören Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeiten, 
Erbbauzinsen, Mietaufwendungen für Maschinen, Fahrzeuge, Geräte, Ein- 
richtungsgegenstände und EDV-Anlagen (Hard- und Software), laufende 
Leistungen aufgrund von Leasingverträgen 
Geschäftsaufwendungen 
Steuern, Versicherungen, Aufwendungen für Schadensfälle 

i Erstattungen für Aufwendungen von Dritten 
Wertveränderungen bei Vermögensgegenständen (Conderabcchreibung) 
Besondere ordentliche Aufwendungen 
2.6. Bußgelder, Säumniszucchläge, Aufwendungen aus der Inanspruch- 
na hme von Gewä hrverträgen und Bürgschaften 
Weitere sonstige Aufwendungen 
z. B. Veifügungcmittel, Fraktionszuwendungen 



21 = Finanzergebnis 

19 Finanzerträge 
Als Finanzerträge kommen für die Kommune Zinserträge z.B. aus ausgegebenen 
Darlehen sowie Dividenden und andere Gewinnanteile von Beteiligungen, Auslei- 
hungen und Wertpapieren des Finanzanlagevermögens, aus Kaufpreis- und ande- 
ren Forderungen in Betracht. Daneben werden hier ,,sonstige Zinsen und ähnliche 
Erträgeii ausgewiesen. Hierunter fallen auch die Erträge aus Wertpapieren des 
Umlaufvermögens (z.B, Tages- und Festgeldzinsen). 

20 Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 
Hier werden die Zins- und sonstigen Finanzaufwendungen (2.B. Kreditbeschaf- 
fungskosten) ausgewiesen, die sich aus der Inanspruchnahme von Fremdkapital 
ergeben. 

25 = Außerordentliches Ergebnis 

23 Außerordentliche Erträge 
24 Außerordentliche Aufwendungen 

Unter außerordentlichem Ertrag bzw. außerordentlichem Aufwand werden Vorgän- 
ge erfasst, die zwar durch die Aufgabenerfüllung der Kommune verursacht wur- 
den, die jedoch für den normalen Ablauf der Verwaltung unüblich sind. Würde die- 
ser außerordentliche Ertrag bzw. Aufwand in der Ergebnisrechnung berücksichtigt, 
so entstünde hierdurch ein falsches Bild der Ertragslage der Kommune. Vorausset- 
zung für eine Zuordnung von Beträgen zum außerordentlichen Bereich ist daher, 
dass es sich um Vorgänge handelt, die 

i ungewöhnlich, 
selten und 
von wesentlicher Bedeutung 

sind. 
Außerordentliche Aufwendungen und Erträge fallen beispielsweise im Zusammen- 
hang mit Naturkatastrophen an. Aber auch im Zusammenhang mit der Veräuße- 
rung von Beteiligungen. 
Die Abgrenzungsfragen entsprechen praktisch dem Handelsrecht. 

29 = Jahresergebnis 

28 Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 
Ziel des neuen NKF-Haushalts ist, neben dem Ausweis des gesamtstädtischen 
Ressourcenverbrauchs in Ergebnisplan und -rechnung, auch der Ausweis des Res- 
sourcenverbrauchs in den Teilplänen. Um dies durchfuhren zu können, ist der 
Nachweis der internen Leistungsbeziehungen zwischen den verschiedenen Teilplä- 
nen erforderlich. Solche internen Leistungen werden hauptsächlich von den sog. 
Zentralen Organisationseinheiten erbracht (2.B. Personalbewirtschaftung und -be- 
treuung, Gebäudewirtschaft etc. ); diese werden auch als interne Dienstleister be- 
zeichnet. Örtlich sind die internen Leistungen zu definieren sowie eine Preisbildung 
für diese Leistungen vorzunehmen. Daraus ergibt sich ein umfassender Leistungs- 
katalog, der die Basis für die internen Leistungsverrechnungen bildet. 
Eine umfassende interne Leictungsverrechnu ng konnte mit der Umstellung des 
Rechnungswesens noch nicht vorbereitet und durchgeführt werden. Dies soll zum 
nächsten Haushalt geschehen. Interne Leistungsbeziehungen sind deshalb auf der 
Basis der bisherigen Inneren Verrechnungen (Interner ErtraglInterner Aufwand) 
auch im jetzigen Haushalt dargestellt. 



Stadt Rheine 

Gesamt-Plan 2007 

Ergebnisplan 
. 

Ertrags- und Aufwandsarten Ergebnis Ansatz Planung Folgejahre 

2005 2006 2007 2008 2009 201 0 

EUR EUR EUR E UR €UR €UR 

) i steuern und ahhircne ~bgab;& 

1 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 

1 5 ' + Privatrechtliche Leistungenlgelte I 
1 6 + Kostenerstatlungen und Kostenumlagen : 
I ? + Sonstige orden!iiche Erträge 

I 8 Aktivierte Eigenleistungen 

9 +I- Beslandsveranderungen 

10 =6riie;i„tliche ~rtr&ge 
1 .  -- 
' i 1 - Personalaufwendungen 

1 12 - Versorgungsaufwendungen 
! 1 3  - Aufwendungen fur Sach- und 

Dienstleistungen 
, 1 4  - Biianrieiie Abschreibungen 

I 15 - Transferauhendungen 

I r 6 - Sonstige ordentliche Auhendungen 

17 = Ordentliche Aufwendungen 
.. 

1 8 -  = Ergebnls der laufenden 
~e&altun~statl~kelt (= Zeilen 10 und 

. i i l l _ -  . . -. -. . - 
7 9 , Finanzerträge 

I 
M ! -Zinsen und sonstige 

Finanzaufwenaunpn 
21 = Finanzergebnis (U Zeilen 19 und 20) 

- 
22 ' = ~dintiiches Ergebnis G i e n  18 und 

.. 2'1 
23 + AuRerordentliche Ertrage 

24 - Außerordentliche Aufwenddngen 0,OO 0,OD 0,OO 0,QD 0.DD 

1 25  1 = Ä Ü ~ 6 ~ r a e n t l l c h i i ~ ~ ~ b n i s  (=Zeilen ' -  0,OO 0-00 0,OO 0,OO - 0-00 0,OO 
' 23 und 24) . -. - -. . . . - . . - - - . . 

26 = Jahresergebnls (= Zeilen 22 Und 25) 0.00 -11275.113,31 -~OC<5.980.11 -8.500.782.1 7 -7.1 53.446.12 4,918.7ä5,4ö I 
. . ... . , . 
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Finanzplan 
Ein- und Auszahlungsarten 

I 

Ergebnis 

2005 

EUR 

O,oo 

0,OO 

0,oo 

0,oo 

0.00 

0,oo 

0,oo 

0,oo 
. . . . . . . . 

0,oo 

Ansatz 

2006 2007 

EUR EUR 

54.706 000.00 - 58.029.000,OO 

24 082 110,OO 30.693.506,66 

1 440 850,OO , 1.161.850,PO 

23 023 177,OO , 23.714.177,OO 1 

I 614 389.00 1.636.580.00 ' 

5 855 150.00 5.982.204.00 

4 941 182.00 5.392.982,OO 

! 938 250 00 637.900,OO 

~17.60i.io8,oo i i 7 . 5 ~ 8 . ~ 9 9 , 0 0  

Plan 

2008 

EUR 

58 874.000.00 ' 

32 123.506.00 

1 461 850.00 

23.732 777,OO , 

1.636 762.00 ' 
5 950 704,OO 

5 358 982.00 

61 7 600.00 

129.757.18foÖ 

ung Folgelahre 

2009 

EUR 

60.858000,00 ' 

33 163.506,OO 

1 461.850.00 

23 742 277,OO 

1.636 716,OO 

6 020 065,OO 

5 337 382.00 

598 300.00 

132.818.636,OO 

31 351 966.46 ' 

3 174 475.92 

21 276 252.00 

3.493 500.00 

62 538 369.00 

7 310 702.00 

129.145.265,38 

3.673.430,&2 

1.731.0C0,OO 

2 385 470,OO 

381.400.00 

4 329 500.00 

i 10 0o0,oo 

8.93?.3~0,00 ' 
a e l . s i , o o  

8.638 500.00 

1.346 480,DD 

0,DO 

25 OOC,OO 

0,oo 

10.871.368,OO 

-1.933.998,OO 

1.739.432,62 

2 515 921,OO 

3 228.441 ,OO 

-712528,00 
l.oi6.Pii.Gi 

0.00 

1.026.912,62 

1 ~ieüem ünd ~hnliche ~ t i g a k e i  

2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 

3 + Sonstige Ttansfereinzahlungen 

4 + Offenllich-rechlliche Leistungsentgelte 

5 + Pnvatrechlliche Ceictwigsentgelte 

8 + Kostenerslanungen, Kostenumlagen 

7 i + Sonstige Einzahlungen 

8 j + Zinsen und sonstige Finanteinzahlungen 

9 1 = €inzahl;naen aus laufender 

! 
2010 i 

EUR 1 
62 91 1 000.00 

33 308 789.00 

1 4 6 1  850.00 

23 733 677.00 

1 599 903,00 

6 028 415,OO , 

I Vmvaltgn &tl kelt 
10 - PersonaI~usAungen 

5 326 982,OO 

577.300,OO 

134.945.916,00 

31 351 966,46 

3 174 475,92 

21 682.342,OO 

3 499 000 00 

63 631 169.30 

7 433416,OO 

130.772.369.38 

4.1 73.546.62 

3 086 000,OO 

2 485 470,OO 

I 11 - Versorgungsauszahlungen 

12 , -Auszahlungen fur Sach- und 
Oienstleistungen 

13 - Zinsen und sonstige Finanzausrahlungen 

14 . Tmnsferauszahlungen 

15 - Sonstige Auszahlungen 

16 : = Auszahlungen aus laufender 
, Vewaltungs-Mtigkeit . . 

17 ' = Saldo aus laufender 
' V ~ l t u ~ g q t A t l g k e l t  (Zeilen 9 und 16) , 

1 B + Zuwendungen fdr 
Invesltlionsmaßnahmen 

19 ' + Einzahlungen aus der Vereußerung von 
Sachanlagen 

20 + Einzahlungen aus der Veraußerung von 
Finanzanlagen 

21 + Einzahlungen aus Beitragen U a. 
; Entgelten 

: 22 / + Sonstige Investitionceinzahiungen 

23 1 = Einzahlungen aus lnvestitlonstäiigkeit , . . . . . . . _ . . , , 

24 : -Auszahlungen fur den Erwerb von 
' Grundstucken und Gebauden 

, 25 -Auszahlungen fur Baumaßnahmen 

: 26 - Auszahtungen fur den Erwerb von 
i beweglichem Anlagevermbgen 
' 27 - Auszahlungen filr den Erwerb von 

I Finanzanlagen 
28 - Auszahlungen von aktivierbaren 

' Zuwendungen 
29 i - Sonstige Inveatitionsauszahlungen 

, -. 
30 , = Au6zahlungen aus 

' InvesUtlonstä&keit 
, 3f  ' =~aldo~Üs- ln~ea ionstät i~ke i t  (Zeilen 

,23 und 30) ! ,  
' 32 = FInanzmlUelUbenchussi-fehlbetraq (= 

' 

e i l en  17 und 31) - j 33 + AifnahkiGnd RucillYroe von Darlehen 

34 - Tilgung und Gewahrung von Darlehen 

35 - Saldo aus EiZziinin~iiiiykeit - I -  - 
36 ; = Ä n d e K  des ~estandesän eigenen 

: Finanzrniiteln I= Wlen32 und 35) . 

37 / + Anfangsbestand an Finanzmikeln 

38 1 = Llquide ~ i t t e l ( =  z e h n  36 und 37) 
8 . . . - . . . . . - - . . .- -. - . . 

97 600.00 , 

3 242.700.00 

I I 0  000,00 

9.021.770,OO : 

861.588,OO 1 
10 325 500.00 

1 787 040,OO 

0,oo 

25 000,OO 

0,oo 

12.999.128,OO 

-3.977.358,OO 

196.188,62 

2 515 921,OO 

3 132 930,OO 
. -. . -. . . 

617.009,OO 

420.820,38 

0.00 

420.820,38 

1 



Gesamtergebnisplan 2007 
Erträge und Aufwendungen im Überblick 

Erträge 
Steuern U. ähnliche Abgaben 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
Sonst~ge Transfererträge 
Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
Privatrechtliche Leistungsentgelte 
Kostenerstattungen U .  Kostenumlagen 
Sonstige ordentliche Erträge 
Aktivierte Eigenleistungen 
F i r , a n z e r t r ä g e  

Eum 
58.019.000 
35.21 7.945 

1.461.850 
25.404.177 
1.562.954 
5.927.867 
7.929.002 
643.500 
637.900 

Summe 136.804.195 

Sdn~tige ordentliche Ertrage; Aktivierte Eigenlelstungen, 
Kwtenerstattun4en U 7 329 002; 5,80% 

Koztenumiagen. 5 927 06: .  
643.500; 0,47% 

Aufwendungen E U ~ O  

Personalaufwendungen 33.786.068 
Versorgungsaufwendungen 3.174.476 
Aufwendungen für Sach- U. Dienstleistungen 21.717.198 
Bilanzielle Abschreibungen 17.967.197 
Transferaufwendungen 60.884.119 
Sonstige ordentliche Aufwendungen 6.406.513 
Zinsen und s o n s t i g e  Finanzaufwendungen 3.529.000 

Summe 147.464.572 

Sonstioe ordentliche Linsen und sonstiw 
Aufwendungen; 6.406.513; Finanraufwendung~n. Pe~nalaufwendungen; 

4.34% 3 519 000, 2.19% 33 786.068; 22,91% 

ver$or~ungsaufwendungen; 
3.174.476, 2,15% 

Aufwendungen fur SaCh- U. 
Translerdulrieiuilungen; DienstlerstunpPn. 2 1  71 7.198; 

60.8B4.119. 41,29Vo 14.73% 

Bllanrielle Abschreibungen; 
17 967.197; 12,1B% 



Sonderbereich 0 

Politische Gremien und 
Verwaltungsführi~ng 



Bereich 0 - 
Erträge und Aufwendungen 2007 im Überblick 

Erträge 
Zuwendungen und allg. Umlagen 
Privatrechtl. Leistungsentgelte 
Kostenerstattungen U. Kostenu mlagen 
Sonstige ordentliche Erträge 

Summe 

Sonstige oraentlicnE 
Erträge 

27% 

Euro 
3.000 
7.000 
7.500 
6.500 

24.000 

Zuwendungen und allg. 
Umlagen 

13% 

Kostenerstattunger Privatrechtl. 
U. Kostenumlagen Leistungsentgelte 

31 O/n 29% 

Aufwendungen Euro 
Personalaufwendungen 1.671.874 
Aufwendungen f. Sach- und Dienctleistun 147.192 
Bilanzielle Abschreibungen 9.079 
Transferauhendungen 228.000 
Sonstige ordentlichen Aufwendungen 666.947 

Summe 2.723.091 

Sonstige ordentlichen 
Aufwendungen 

25% 

davon 75.422 Leist-verrech. 
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Bereich 0 Politische Gremien und Verwaltungsführung 

Produ ktdefinition 
... . --P - -. - / Verantwortlich 

Personal 
-- - . 

I Bezeichnung 
! 

- -. - 

Anzahl Stellen 
davon Höherer Dienst 

8 davon Geh-ner Dienst 
davon MiRlerer Dienst 
davon PrakJkantinnen. . L -- -. 

..... .- . 

i Ergebnis : 

Ergebnisplan 

1.- 
- . ----P 

I Eftrags- und Aufwandsarten 
I 

1 6 1 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
7 + hns8ge ordentliche Ertrage 

. .-P 
10 = O r d c n t l l c h e E - - -  '4 t- 

I 

I : 
I davon LV I 

13.  -Aufwendungen idr Sach- und 
Diensthislungen 

14 . - Bilanziella Abschreibungen 

15 1 - Transferaufwendungen 
I 16 I - Sonsiige wdentliche Aufwendungen 

davon LV I - --.P. 
- 17 = Ordentliche Aufwendungen i 

davon LV / . . .  .. ..... 
18 = Ergebnis der laufenden 

Verwaltringsutlgkeit (= Zeilen 10 und 

davan LV 
.. -P.-.. .. 

-1k~1nanzergebniii (= Zeilen 19 und 20) 
- 

Ordentliches frgebnls (= Zeilen 18 
und 21) 

! 
I 

davon LV 1 
- 

~uE&mrdeaEhes Ergebnis (=Zellen 1 
.-Li I 

. 1 
26 1 = Ergebnis (=Zeilen 22 und 25) 

I 
. -L 

davon LV ' 

, 28 nachrichtlich - ~ufwend i ingGs  internen ' 
I Leistungsbeziehungn - 

Ergebnis 

2005 
EUR 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 

r - .--P- .- . 

Ein- und Auszahlungsalen Ergebnis 

I 
2005 1 

I : EUR 
- -  -- I -. 

--  -. . 

23 ~umma(EinGhkngen aus 0,OO 
Investitlonstätlgkeit) ..... 

- . -. ..... , - . . -. ..-P --P--. .- 

Ansatz 
I 

i Planung Folgejahre 

.. -, . -. 
I 

Ansatz 
I 

2006 2007 
EUR EUR 

. ..... 
I ~ $ ~ O O . O O  : 3.000,OO 

0,OO ! 7.000,OO 
i 

23 229,OO ! 7.500,OO 1 
I 

0.00 , 6.500,OD 1 
I 28.2293:---- -- 24.~00,0Ö 

1.791.898.15 1.671.875,96 
I ,791 a~a .15  1.656.873,ga 

363.1 17,OO / 147.192,OO 

r- 

- -  .-- ...... P 

Planung Folgejahre 

EUR 
. - -. 
3.000.00 1 
7 WO.00 : 7.W0.00 1 

0.00 0.00 ( 

6 500.00 6.50D.üO I 
f6.600,00 16.5MI,P[I 

1.671.873,QB 1.%71.873,96 

1.656.873.88 1.656.873.48, 

117.1P1.00 I 'I47 192.00 

EUR 
2010 1 

..... . . . 
- - - - T -  - - - -  - - 

Ansatz : E 1  Planung Folgejahre 1 
2006 , 2007 2007 2008 ! 2009 

EUR , EUR EUR I EUR EUR 
I 
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Bereich 0 Politische Gremien und Vennraltungsführung 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 
-- - -P P - P . . . . . - - . , . --. 

Ein- und Auszahlungsarten I Ergebnis Ansatz VE Planung Folgejahre 1 2005 2006 1 2007 2007 2008 2009 201 0 

EUR , EUR EUR EUR EUR EUR 

1 
EUR 1 

Auszahlunnen aui  Invmtiiionstätlqkeii + - 
. - - 

26 Mr den Erwerb von beweglichem 0.00 

27 hir den Erwerb vm Finanzanlagen 0,OO 
- . . -. . . . . . . - . - - 

30 Summe (Au-ihlungen aus 0,OO 
Investiti~onsiätigkelt) .. . 

31 Saldo aus InvestitIonsiätigkel(= 0,00 
Zelle 23- und 30) I - 

Finanzplan - Planung einzelner lnvestitionsmaßnahmen 
--T -- . . -. - P P P . 

investitionsl E r s e b r -  - Ansatz I W Planung Folgejahre 
maßnahmen 1 2005 2006 2007 , 2007 2008 2009 

T E U R  TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 
I I 

. 1. . .. .- - P . . , . 
lnvestltlonsrna~nahmen unterhalb der feitgesetzten wertgrenze 

- . -. .. .. . 

Saldo T.-- - 0,O 0,o : - 

* , fi 
.. . . . - . - 

0,o 
. . - - -- . 

Summe der inwtiven f 0.0 ' 0,o 
Einzahiungen I . . .... - -- . . . . I -. ..--C I .. 

I 0.0 0,o 0,o I 0.0 0,o 
\&azahlungen . . - - . .- -. . . . . . . . . . I . .. . .L---.- i 
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Bereich 0 

Gruppe 01 

P o l i t i s c h e  Gremien und Verwaltungsführung 

Polif ische Gremien 

Produ ktdefinition 
~ukbeschrei  bung 

In diesem Produkt werden die politischen G r e m i e n  (Rat und Ausschucse) sowie deren Betreuung durch den Zentralen 
Sitzungsdie-nst dargestellt. . .... ..... .. -. ... 

Verantwortlich 

Personal 
B e z e i c h n u n g  

Anzahl Stellen 
davon Hbherer Dienst 
davon Gehobener Oienst 

Ergebnisplan 

Erirags- und Aufwandsarten 

7 + Sonstige ordentliche Ertrage 
10 = Ordentliche Erträge 

1 1  - Personalaufwendungeii 

davon LV 

13 - Aufwendungen !cir Sach- und 
Dienstleistungeri 

14 - Bilaniielk Abschreibungen 

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 

davon LV 

17 = Ordentliche Aufwendungen 

davon LV 

1B ' = Ergebnis der laufenden 
VerwaitungstAtigkeit (= Zeilen I 0  und 
1 T )  

davon LV 

21 = Finanzergebnis (= Zeilen 19 und 20) 

22 = Ordentliches Ergebnis (= Zellen 18 
und 21) 

davon LV 

25 = AußerorUentiiches Ergebnis (=Zellen 
23 und 24) 

26 = Ergebnis (= Zeilen 22 und 25) 
davon LV 

78 nachr~chtlich. - Aubeiidungen ab5 internen 
Ceistungsbeziehungen 

Ergebnis Ansatz Planung Folgejahre 

2005 2006 2007 2008 2009 201 0 

Ergebnis 

2005 

EUR 

0 00 

0,oo 

0,oo 

0,oo 

0 00 

Ansatz 

2006 2007 

EUR EUR 

0.00 500,oo 

0,oo SW,OO 
73 638,54 74.590,22 

73 638,54 74.590,22 

4 034,OO 7.100,OO 

Planung Folgejahre 

2008 2009 2010 ! 

EUR EUR EUR 

Finanzplan - Zahlungsübersic ht 
Ein- und Ausrahlungsarten Ergebnis Ansatz VE Planung Folgejahre 

2005 2006 2007 2007 2008 2009 2010 , 

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EU R 
. . -. . . . .  .. --. - / Investitionstätigkeit 

I Einzahlungen aus investitroristdtigkeit 

' 23 Summe (Einzahlungen aus 0400 0,OO 0,OO 0.00 0,OO 0,DO 
: )nvestilionstitigkeit) 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 Politische Gremien und Verwaltungsführung 

Gruppe 0 I Politische Gremien 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 
VE 

! I Ein- und Auczahllingcarten Ergebnis Ansatz Plaiiung Folgejahre 

2005 2006 2007 2007 2008 2009 2010 

EUR EU R EUR €UR EUR €UR EUR I 
I 

30 Summe (Auszahlungen aus 0,OO 0,OO 0,OO 0,OO 0,OO 0,00 0,Oo 1 
investitions~tigkeii) 

31 Saldo aus Investltlonstätigkeit (= 0,OO 0.00 0,OO 0,OO 0,OO 0,011 0.00 : I Zeiie 23 und 30) 

Finanzplan - Planung einzelner Investitionsmaßnahmen 
. . .. . . 

Investitions- Ergebnis Ansatz VE Planung Folgejahre B i h s r  Gesamt ( 
i maßnahmen 2005 2006 2007 2007 2008 2009 201 0 

! TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR T E U R ,  

Investitionsma~nahmen unterhalb der festgesetzten Wertgrenze 

Saldo 0,O 0,o 0,o 0,o 0,O W 0,o 

i Suninie der investiven 
Einzahlungen 
Summe der investiven 
Auszahlungen 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Politische Grem~en und Verwaltungsführung Bereich 

Gruppe Verwaltungsführung, Informations- und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Produktdefinition 
Kunbeschreibung 

In diesem Produkt werden folgende Organisationseinheiten dargestellt: 
- die Verwaltungsführung einschl. der Slabsstelle Bürgerengagement, der Betreuung der Stadtleiibeiräte und des 
Beschwerdemanagements 
- das Presse- und offentlichkeitsreferat mit seinen Betatigungsfeldern Sladtmarketing, Repwcentat~on, Städtepartnerschaften. 

, Internetauftritt undjnformatio!s- und Ciffentlichkeitsarbeit 
~erantwohlich 

0. 

Personal 
Bezeichnung Ergebnis 

2005 

Ansatz Planung Folgejahre 

Anzahl Stellen 
davon Höherer Dienst 
davon Gehobener Dienst 
davon Mittlerer Dienst 

Ergebnisplan 
Ergebnis 

2005 

EUR 

Ansatz 

2006 2007 

EUR EUR 

Planung Folgejahre 

2008 2009 

EUR EUR 
Ertrags- und Aufwandsarten 

2 + Zuwendungen und allgemeirie Umlagen 

6 + Kostenerstatturigen und Kostenumlagen 
7 . + Sonslige ordentliche Ertrage 

11 - Personaiaufwendungen 
davon LV 

13 -Aufwendungen fur Sach- und 
Dienstleislcrngen 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 

davon LV 

17 ' = Ordentlkhe Auiwendungen 

davon LV 

18 ' = Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkelt {= Zeilen 10 und 
I 7 )  

davon LV 

21 = Finanzergebnis {= Zeilen 19 und 20) 

22 = Ordentliches Ergebnis (- Zellen 18 
und 21) 

davon LV 

25 = ~ u ß e r ~ e e n ~ i c h e s  ~rgebnis [=Zeilen 
23 und 24) 

' 

26 -= Ergebnis (= feiien 22 und 251 

davon CV 

28 nachrichtlich -Aufwendungen aus internen 
Leistungsbeziehungen 

Finanzplan - Zahlungsü bersicht 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 

Gruppe 02 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 1 Ein- und Auszahlungsarten 

) Einzahlungen aus Investitionstätlgkeit 

23 , summe (Einzahlungen aus 
I 1nvesB~nstatigkeit)-- 

i Äuszahlungen aus Inveititionstäugkeit 
-- .- .. 

26 für den Ewerb von beweglichem 
AnlageverrnOgen 

27 fur den Erwerb von Finanzanlagen 

! 30 Summe (~uszahlungen aus 
Investitions~tfgkelt) 

31 Saldo aus Invastitioristätigkeil(= 
I Zeile 23 und 30) 

Ergebnis 

2005 

€UR 
--P 

Politische Gremien und Verwaltungsfuhrung 

Verwaltungsführung, Informations- und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Ansatz 

2006 2007 

€UR EUR 
. -. . . 

VE Plariung Folgejahre 

2007 2008 2009 

EUR ECiR E UR 
-. . -. .- -- -- . 

Finanzplan - Planung einzelner Investitionsmaßnahmen 
Investitions- Ergebnis Ansatz VE Planung Folgeja hre Bisher Gesamt 
maßnahmen 2005 2006 2007 2007 2008 2009 2010 

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR T E U R ,  

InvestitionsmaRnahmen unterhalb der festgesetzten Wertgrenze 

Suwrne der investiven 0,0 0,d 0,o 0,O 0 0 0,o 0.0 I Einzahlungen 
Summe der investiven 0.0 0,O 0,o 0,o 0,O 0 , O  0 , O  I Auszahlungen 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 Politische Gremien und Verwaltungsführung 

Gruppe 03 Rechnungsprüfung 

Produktdefinition 
-- -- - ..... . . -.. . -. . P -- 

, Kurrbeschreibung 
- I 

Testate des Jahresabschlusses der Stadt, ihrer Sondervermljgen und des Gesamtabschlucces, ob sie jeweils ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und F inanrlage der Stadt ergeben; 
Berichterstattung an stadtische und sonstige Entscheidungsträger mit steuerungsunlerstüizenden Aussagen in Feststellungen, 
Anregungen oder Beratungen hinsichtlich des Verwaltungsablaufes sowie der Haushalts- und Wirtschafisführung bei der 
Aufgabenerledigung durch die Stadtverwaltung Rheine, die auf Prüfungen hinsichtlich der Ordnungsmäfiigkeit, Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns basieren; 
TestatelUnbedenklichkeitsbescheinigungen die Teile der Stadtverwaltung Rheine oder Dritte zu ihrer EntlastunglRechtfertigung 

, über von ihnen erbrachte Arbeitseraebnisse benbtigen, um sie anderen Kontroll- brw. Prüfungsinstanzen als Teile derer 1 Entscheidungsgrundlagm vorlegehzu können: - 
.Beratungen im V g e A  der 0.a. Arbe11erg.ebnIske: .. . - . -- 
Verantwortlich 

07 PeterO!dekopf -- .. P -. . P P -. - - -. I , 

Auftragsgrundlagen t i 
1~0, Rechnun~"fungsordnung fUrd!e Stadtiheine, C&nstanwAsung Nrdas RechnpgsweSen - -- ! 
Ziele 

' - Ratsgremien und Vemaltungsfühning sollen Erkenntnisse über die QualittAt der Abschlüsse und der Umseizung von rechtlichen 
Vorgaben und eigener Entscheidungen irn Verwaltungshandeln und Erbnngen stadtischer Dienstleistungen durch die 
Stadtvennraltung Rheine gewinnen und Fdgerungen für zuklinfiigers Handeln ziehen kennen 
- Fehlverhalten, Manipulation und Korruption im Bereich der Stadtvewalutng Rheine sollen durch die der Berichterstattung zugrunde , 

liegenden Prüfungskativitäten und damit zusammenhängender Maßnahmen verhinderl, aufgespürt, ggf. aufgedeckt und daraus 

I entstandene Schäden beseitigt bzw. verringert werden 
- Forderung eines ordnungsgemaßen, sparsamen und wirtschaftlichen Verwaltungshandelns durch die Stadtverwaltung Rheine ohne 

1 
Einengen von EntscheidungsspieIräumen I 
- Die Testate für Dritte könne in q e ~ n  eigenen weiteren Verfahren ohne A & t r i c h e s y e n d g . ~ e r d e n _  _ 
Zielgruppen 

1 
Bundesrechnungshof. Lsndesrechnungshof, Kreis Sfeinfurt, Städt. Organisationseinheiten, die mit der EinwerbunglNachweis von 1 1 Zuwendungen Dritter betraut sind, Vemaltung, Verwaltungsf"hrung I 
Fachausschuss: Rechnungsprüfungsausschuss 

, . -- -. . -. . -. ..... ... .... . . . .  -- - - -. - -- -. -. -. -P 

Kennzahlen 
. . .  

7 

I 
1 Bezeichnung Ergebnis ' 

L -- 

I Prßdukturntang 
' Zeitaufwand in Tagen 
fllr Beratunpsleisiungeo 

+- ! 
da von flir Dfiffe 
Zeitaiihvand in Tagen hir Aussagen zu I I Jahresabschilissen ! 

I 
' ilbngen eigenen Verwaltungshaoflungso I 
Pmgremm~luf lgen 
Leisiuogen Mr sonstige Dninlle 
L -. . -- - . .- . . -. 

- 

Ansatz - 7  .-P -- 

Planung Folgejahre --I 
2008 2009 2010 1 

... 

I 

Personal 
-- ..... . -- - ...... - . .  -P 7 

Bezeichnung Ergebnis Ansatz 
I 

i Planung Folgejahre 

--P . - .. - - --P-.. 1 ~ n ~ h L & ~ ~ a n  0,OO 1 - 1.90 / 4,90. 4 9a 4,90 
I davon HLIherer Dienst 0,OO 1 ,Oo I 1,OO I < O O  : 1.00 
davon Gehobener Dienst_-- -. -. .- - -. .. 0.W. . - 3.90. _. . 3 , 9 0 ,  3&. 

Ergebnisplan 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 Politische Gremien und VerwaltungsfUhrung 

Gruppe 03 Rechnungsprüfung 

Ergebnisplan 
I . . - - . - - . . - - - .  7.- ' 

Ergebnis / 

1 Ertrags- und Aufwandoarien 
2005 

EUR , 
. . .  . . .  I..- 
6 + Kos!enerstattungen und Kostenumlagen 

I 
davon LV I 

I 

' Dienstleistungen 
14 , - Biianzietle Abscnreibungen 

16 - Sonstige ordentliche Auiwenduogen 

17 ~ e n t l l c h ~ n d u n g ~ - ~  

davon LV 
! ~ 8 ; = ~ r ~ ~ b n i ~ d e r l a ~ e n d i n  ---P 1.- 

! Venvaltungstätigkeit (=Zeilen 10 und i 
diivon LV : 

--.--.-P -- 

und 11) 
i 
I davon LV 
F25 = ~ u ~ ~ n t i r c h e s E ~ O b n t i ( = L i i l i ; n  

' -- - 

I 23 riX2') . . . . 

J davon t V  ' 
-. . . . .- , . . . -. 

0,oo 
28 1 nachiichtiich- - Aufwend;ngen aus internen : o,Ö0 i- 

L - XtpngsbegezLngen - - 

-- - . P .- P 

Ansatz Planung Folgejahre 

2006 ! 2007 2008 2M)9 2010 
€UR EUR EUR 1 EUR EUR 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 
7 -- 

- . P 

I Ein- und Ausrahlungsarten Ergebnis Ansatz VE I Planung Folgejahre 1 

P P 

Einzahlungen aus InvesütJlinsiätlgkeM 

23 Summe (Einzahlungen aus 

Auszahlungen aus Invesütlons~tigkeit 

26 ~ n - E w - & l ~ -  I--- 
I~nla~everrnögen . 
Summe (Auszahlungen aus 
Investillon&iAü@t_~ 
~ a l d ~ ~ i n v e a t l t i o n r t ä t ~ k a j ~ ( = t ~  
2 3 ~ 2 3  und .. I 

2005 I 

EUR 
2006 2007 1 2007 2008 2009 2010 I EU. EUR EUR i EUR I EUR 1 EuR 

1 I 
-. -- 

Finanzplan - Planung einzelner lnvestitionsmai3nahmen 
. . . - -. . . . . . . . . - - - ... -- . . . P P . . --P - . .- P - -- 

Investitions- [Ergebnis Ansatz I V€ : Planung Folgejahre 
maßnahmen 1 I 

2006 

I -- . -- 
InvestitionsrnaKhmen unterhalb der festgeiebten W6itgiönre 

.... .- 
I - -- .- P - .- -. 

Saldo 0,0 ' -0,s / 
-- - 

0,s 1 -- o,o -... 1. 
Summe der invesbven 0.0 0,o ! 
Einzahlunge~ 
P I. . ----P- 

I 
Summe der invest~vcn 0,o 0.8 0 8  
AuszaMungen. .P . - .-. . .L-.. -- J... -- 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Politische Gremien und Ve~ialtungsführung 

geschäftig tenvertretu ng 

Bereich 0 

Produktdefinition 
~urzbeschreibung 

Die Beschaftigtenvertrelung achtet darauf. dass alle Beschaftigten nach Recht und Billigkeit behandelt werden. Sie schützt die 
Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten. beantragt allgemeine Maßnahmen zum Nutzen des Personals, achtet darauf, dass Gesetze, 
Verordnungen, Dienstvereinbarungen usw. zugunster: der Beschafiigten eingehalten werden lind vertretei? die Beschwerden der 
Beschäftigten gegenüber der Burgermeisterin. 
Die Beschäftiienvertretung bestimmt u.a. m i t  bei Personal-. Sozial-, Organisationsangelegenheiien und Technologiemaßnahmen. 
Verantwortlich 

0. 

Personal 
Bezeichnung Ergebnis Ansatz Planung Folgejahre 

2005 2006 2007 2008 2009 

Anzahl Stellen 
davon Gehmener Dienst 
davon M;(tlerer Dienst 

Ergebnisplan 
E r g e b n i s  Ansatz Planung Folgejahre I I 

Ertrags- und Aliiwandsarten 
2005 2006 

EUR EUR 

2007 

EUR 
2408 2009 

EUR EUR 

2010 1 
EUR ' 

10 =Ordentliche Ertrage 

11 - Persrinalauhvendungen 

davori LV 

14 - Bilanzielle Abscnreibungen 

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 

davon LV 

17 =~rdent l iche~ukndungen 

davon LV 

18 = Ergebnls der laufenden 
Verwaltungstatigkeit (= Zeilen 10 und 
17) 

davon LV 
, - 

21 = ~inanzergebnis (=Zeilen 19 und 20) 

22 = Ordentllchea Ergebnis (= Zellen 18 
und 21) 

davon LV 
PP 

25 = ~ußerordentlich% Ergebnis (=Zeilen 
23 und 24) 

26 = Ergebnls (= Zeilen 22 und 25) 

davon LV 

28 nachrichtkh - Aufwendungen aus internen 
Leislungsbeziehungen 

Finanzplan - Zahlungsü bersicht 
I Ein- und Auszahlungsarlen Ergebnis Ansatz V€ Planung Folgelahre I 

2005 2006 2007 2007 2008 2009 2010 i 

L EUR EUR EUR EUR EUR €UR : EUR 
.. ... --P . P.- 

I inves~t ion~~l igke i t  

,- 23 Summe @&ahlungen aus 
1 Inues1itions~tlg)ceItl 1 ~uszahlungen aus invesiitionstätigkeit 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 

Gruppe 04 

Finanzplan - Z ahlungsubersicht 
.- - - - P -- -. 

Ein- und Ausrahlungsarten i Ergebnis ! 

2005 j 
J EUR 

beweglicher ' -P 0.00 - I 
0.00 ! - 

invsstitlaistatigkk - 
3 ? x i d o  a~uestitionstäilgkeit {I O$iO ' 

- .  L 

Politische Gremien und Verwaltungsführung 

Beschäftigtenveflretung 

- .  ..... -- ... -- P 

Ansatz I VE 1 
2006 2007 2007 

EUR i EUR i 
-. 

Z . ~ ~ D ; O O  1 1 . 3 m 1  - 4 
. .  .-.I . 

-2.aa0,oo 1 -1.300,oö - -  0 , ~  

. . ..... . .  .. I 

.... - .-... .- -. - 
Planung Folgejahre 

2008 

EUR EU!? 

-I .300,00 

. - - -. -1- -P 

Finanzplan - Planung einzelner Investitionsmaßnahmen 
-- .- ... . . .... . - J - -  - -- 

InvestYions- 1 Ergebnis Ansatz VE Planung Fdgejahre Bisher Gesamt 
maßnahmen , 2006 2007 2007 2008 2009 201 0 

TEUR TEUR TEUR TEVR TEUR 1 T E U V  1 P .- . - 
i n ~ ~ o n ~ m ~ i h m i n ~ ~ ~ d i _ b d e r t e s ~ e s ~ e n  WeQnnn - -  -- - 

.... - - .. P -. . 
-7 -- S a l d o  Ö , Ö  -m] 0,o - 0 . 0 -  7 -. ,--. ---- 

010 ! 
.- . - . -- -. . - -. 

0,o 0.0 0,0 i .-P. .-P 
Summe der investiven 0.0 O,O ' 
A u y i a e n  . - . .  . .  . .  i 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 Politische Gremien rind Verwaltungsflihrung 

Gleichstellung von Männern und Frauen Gruppe 

Produktdefinition 
Kurzbeschreibung 
Die Tätigkeiten der Gleichsteliungsstelle teilen sich auf in den Bereich innerhalb der Stadtverwaltung Rheine und außerhalb der 
Stadtverwaltung Rheine 
Aufgabe der Gleichstellungsarbeit im internen Bereich ist es, zur Verwirklichung des in der Verfassung verankerte Gleichstellungs- 
und Gleichbehandlungsgebot von Frauen und Männerri in der Stadtverwaltung Rheine beizutragen und die Burgermeisterin hierin zu 
unterstützen. Es gilt, Strukturen zu schaffen, die es Frauen ermöglicht, in allen Bereichen, Berufen und Funktionen paritätisch 
vertreten zu sein. MiSglichkeiten, ohne berufliche Nachteile fami!rare Verpflichtungen zu ubernehmen, müssen vorhanden sein. 
Aufgabe der Gteichstellungsarbeit außerhalb der Stadtverwaltung Rheine ist die Information, die Aufklärung und die Beratung, um 
die Lebens- und Arbeitssituationen von Frauen und Madchen zu verbessern Insbesondere die Themenbereiche "Hausliche Gewalt" 
sowie das Programm FrauenMmacht sind hier zu nennen. 
~erantw~rt l /ch 
0, Monika Hlilzel 
Ziele 

Die Ziele der Gleichstellungsarbeit innerhalb der Stadtverwaltung Rhe i~e  sind hinreichend im vom Rat der Stadt Rheine 
beschlossenen Frauenförderplan beschrieben. Zur Zielerreichung wird dem Rat der Stadt Rheine jährlich ein Bericht, sowie alie drei 
Jahre ein großer Umsetzungsbericht vorgelegt Insofern wird an dieser Stelle darauf verwiesen. 
Ziel der Arbeit außerhalb der Stadtverwaltung ist die Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituationen von Frauen und Mädchen. 

Personal 
Bezeichnung Ergebnis Ansatz 

2005 2006 

Planung Folgejahre 

2009 

Anzahl Stellen 
davon Hbherer Dienst 
davon Gehokner Dienst 
davon Pra~iikantinnen 

Ergebnis Ansatz Planung Folgejahre 

2005 

EUR 

2008 2009 

EUR EUR 

2006 2007 

EUR EUR 
Ertrags- und Aufwandsarten 

10 = Ordentliche ~rtdge 

davon LV 

14  - Bilanzielle Abctireibungen 

16 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 

davon LV 

davon LV 

18 = Ergebnis der  laufenden 
Vemaltungstätigkeit (=Zeilen 10 und 
17) 

davon LV 

Z I  = ~inanrergebnls (= Zeilen 19 und 20) 

22 , =Ordentliches Ergebnis (=Zeilen 98 
' und 21) 

davon LV 

25 = Au&erordentlichas Ergebnis (=Zeilen 
23 undJ4) 

26 ' = Ergebnis (= Zeilen 22 und 25) 

davon LV 

P8 nachrichtlich - Aufwendungeq aus tnternen 
Lerstungsbeziehungen 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich 0 

Gruppe 05 

Politische Gremien und Verwaltungsführung 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

Finanzplan - Zahlungsübersicht 
. . -. - - -7- 

.. -- --. P .P P P -- 

Ein- und Auszahlungsarten Ergebnis , Ansatz V E - - - l  Planung Folgejahre 

2005 20D6 ' 2007 ' 2007 

I 
Invs~titlons~ti~kelt - -. -. - -  -- P -. -. P 

Einzahlungen aus InvtistlllonsKitlgkeil 

0,00 
. -- 

- 2 3 ' C u m m e ( E i n r a h l u n ~ u e  - 1  P P- 0.00 ; 0,00T- - - - - o , o o ~  7 0 0 -  0,OO I 
Inv=~o"s~lQ$K -. !..-. , .-. - L- ._ I . -  -- .-P - - -. .- -... 

Auszahlungsn aus Inve8titionstinlgkelt 
0.w -- a . o o  - 7 0 0  

-- 
a,oo . a,oo o,oo o , o O -  -0,oo-- P 

- 1 Zeile 23 und 30) _- - . .  . .  I . .  . .  - -  . L  -- L. -- I _ - .  - I  - 

Finanzplan - Planung einzelner lnvestitionsmaßnahmen 
. -. . - . . 

7 I -- 
. . -. . . - . - - . - . r hvestitions- ! Ergebnis Ansatz V€ Planung Fotgejahre 1 rnahahrnen 2005 , 2006 2007 1 2007 2008 2009 2010 



Fachbereich I 

Bildung, Kultur und Sport 



Bereich 1 - Bildung, Kultur und Sport 
Erträge und Aufwendungen 2007 im Überblick 

Erträge Euro 
Zuwendungen und allg. Umlagen 3.112.410 
Öffent1.-rechtl. Leistungsentgelte 940.41 1 
Privatrechtl. Leistungsentgelte 181.162 
Kostenerstattungen U. Kostenumlagen 549.638 
Finanzerträge 11.554 

Summe 4.795.175 

Kostenerstattungen U. 

Kostenumlagen 
11% 

Privatrechti 

Aufwendungen Eu ro 
Personalaufwendungen 5.824.353 
Aufwendungen f. Sach- und Dienstleistun 3.058.408 
Bilanzielle Abschreibungen 745.543 
Tra nsferaufwendungen 1.991.841 
Sonstige ordentlichen Aufwendungen 8.223.306 davon 6.749.100 Lelst.verrechn 

Summe 19.843.450 

Sonstige ordentlichen 
Aufwendungen 

42% 
Personalaufwendungen 

29% 

Transferaufwendungen 4% 15% 



Stadt Rheine 

Tei I-Pla n 2007 

Produktdefinition 
-- -. -. . . -. . 

I Verantwortlich 
I 

1, Walter . Möller . .. -. -. 

Auftragsgnindlagen 

Beschluss des Rates 

Personal 
. . . .  

Bezeichnung 

Anzahl Stellen 
davon Hbherer Dienst 
davon Gehobener D'enst 
davori Mittlerer Clenst 
davon Einfacher Dienst 

Ergebnisplan 

Bildung, Kultur und Sport 

. . -  

Ergebnis Ansatz Planung Folgejahre 

I Ergebnis Ansatz 

Ertrags- und Auhandsarten 
2005 2M6 2007 

EUR EUR EUR 

2 + ~uwendungen und allgemeine Umlagen ' 0.03 3 081.627.00 3.126.806,OO 

4 + Offentlich-rechtliche Leislungsentgelte 0,00 , 940.41 1 ,OO 940.41 1.00 

5 1 + Privatrechtliche Leistungsentgelle 0,OO 181 182,OO. 181.162,OO 

6 i + Kostenerstatlungen und Koslenumlagen 0,OO : 549.638,OO 1 549.638,OO 

161 = Ördan=he Eitrige 0,öo: 4.752.838,ooj 4.798.017,00 

I 
davon LV 0,OO 5 409 181.50 5.487.859,47 

13 -Aufwendungen fur Sach- und 
Dienstleistungen 

14 - Bilanzielie Abschreibungen 

15 - Transferaufwendungen 0 0 0  1 969 216.00 1.991.841,OO 

16 ; - Sonstige ordentliche Aufwendungen 0,OO 8 022 700.72 8.223.305,6? 

davon LV 0.00 6.548 052,72 6.749.094.61 
-. - 1  - 

17 . = Ordentliche Aufwendungen 0,OO 19.578.967,89 ' 19.843 449,95 

davon LV 0,00 11 957 234,22 12.236 959,08 
- - . . , 

18 ' : Ergebnis der laufenden 0,OO -14626.3,~9 15.045 432,95 
Vamaltungstätigkeit (= Zeilen 10 und 
17) 

davon LV 0,OO -1 1 957.234,22 -1 2.236.959,08 

I9 , * Finanzerlräge 0.00 11 556.00 11.554,OO ' 
- 
21 , = f lnanzeiebnis I= Zeilen 19 und 20) ' D,DD 11.5a,0Ö- 11.554,OO' . - 
22 = Ordentliches Ergebnls (= Zeilen 18 0,OO -14.814.575,89 -15.033.878,95 

I und 21) 
I davon LV . 0,OO -11.957 234,22 -12.236.959,08 

-. . ,-  -.-P 
1 25 ! = Außerordentliches Ergebnis (=Zellen ' 0,OO P,OO 0,OO 

23 und 24) 
' 26 = Ergebnis (= Zeilen 22 und 25) 0,OO -14.814.575,89 -15.033.878,95 

27 nachrichtlich: + ~ n r a g e  aus iniernen 0,OO 356 369.00 ' 356.369,OO 
Leistungsberiehungen 

28 nachrichtlich. -Autwendungen aus internen 0 , O O  12 400.755.22 12.680.480,08 
Leistungsbeziehungen 

Planung Folgejahre 

2008 2009 

EUR EUR 

Finanzplan - Zahlungsubersicht 



Stadt Rheine 

Teil-Plan 2007 

Bereich I Bildung, Kultur und Sport 

Finanzplan - Zahlungsü bersicht 
....... 1 Ein- und Auszahlungsarten Ergebnis 

I 
EUR 

. . . - . - 
18 aus Zuwendungen für 0.00 

~ v e s t i t i o n s m a B n a h ~  . - . 

23 Summe (Einzahlungen aus 0,OO 
Investitionstätigke!] - - - - 

Auszahlungen aus Investltionst#tigkeit 
I 

26 f l ir  den Ewerb von beweglichem 0.00 
AniagevermMen 

1- -30 -Summe (Auszahlungen aus O,UO 
InvestitionstätlgkeitJ 1 I - 

31 Saldo aus Inveeiitlonstatlgkait (= 0,OO 
Z e i ~ e 2 3 u U n 9  - -. . 

Ansatz 

2006 2007 1 
EUR EUR I 

-. . - 

VE 

2007 

EUR 

Planung Folgejahre 

2008 2009 2010 
EUR EUR EUR 

Finanzplan - Planung einzelner lnvestitionsmaßnahmen 
Investitions- Ergebnis Ansatz VE Planung Folgejahre Bisher Gesamt 1 
maßnahmen 2005 2006 2007 2007 2008 , 2009 201 0 

i 
TEUR TEUR TfUR , TEUR TEUR I TEUR TEUR TEUR TEUR 

I . -. . .. 
Investiüonsmal3nahmen unterhalb der festgesetzten wertgrenze 

...... . . . . .  . - 
Saldo 0,o 0 4  0,O 

.................... 
Summe der investiven 0,O : 0.0 0,o 
Einzahlungen 
Summe der rnvestiven 
Auszahliingen 




































































































































































































































































































































































































































































































































